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Vorwort

Arbeit hat ihre gesellschaftliche Integrationsfunktion, allen 
 soziologischen Prognosen zum Trotz, bis heute nicht einge-
büßt. Die Teilnahme an Erwerbsarbeit entscheidet in der 
(Lohn-)Arbeitsgesellschaft immer noch über die vermeintlich 
volle Zugehörigkeit des Menschen zur Gesellschaft. Noch 
 immer gilt: Erwerbslosigkeit ist das größte gesellschaftliche 
 Armuts- und Ausgrenzungsrisiko. 

Diakonische Hilfen für Arbeitslose haben eine lange Tradition, 
die Beratung und Betreuung der Betroffenen sowie die Bereit-
stellung von Beschäftigungs- und Qualifi zierungsangeboten 
umfasst. 1978 wurde mit der Gründung der ersten „Neuen 
Arbeit“ der Grundstein gelegt für die größte diakonische Trä-
gerlandschaft in der Beschäftigungsförderung und berufl i-
chen Qualifi zierung. Die Diakonie setzt sich sozialanwaltlich 
für Menschen ein, die von Arbeitslosigkeit, sozialer Ausgren-
zung und Armut betroffen sind. Sie ist auch selbst Arbeitge-
berin und steht in der Verantwortung für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. 

Hinter der Diskussion um Arbeit und Arbeitslosigkeit steht die 
Frage nach sozialer Gerechtigkeit. In evangelischer Perspek-
tive bedeutet dies Teilhabe. Möglichst viele Menschen in 
 unserer Gesellschaft sollen an der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Entwicklung teilhaben. Sie sollen in der Lage 
sein, ihre Existenz aus eigener (Arbeits-)Kraft zu sichern, ihre 

Fähigkeiten zu entwickeln und sie für sich und andere einzu-
setzen. 

Dafür müssen Chancen eröffnet werden und an vielen Stellen 
ist auch ein sozialer Ausgleich notwendig. Politisches Handeln 
und soziale Angebote sind zur Bekämpfung der Erwerbs-
losigkeit von essenzieller Bedeutung. Arbeitsmarktpolitik 
kann – neben der Beschäftigungs-, Wirtschafts-, Bildungs- 
und Fami lienpolitik – dazu beitragen, Teilhabe an Arbeit zu 
 sichern. Aus arbeitsmarktpolitischer Perspektive ist die Teil-
habe an Erwerbsarbeit der zentrale gesellschaftliche Inte-
grationsmotor. 

Der vorliegende Text greift die aktuellen Herausforderungen 
in der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus Sicht der Diakonie auf 
und möchte zu Diskussionen in Politik, Diakonie und Kirche 
anregen. Denn angesichts der zentralen Bedeutung von Er-
werbsarbeit ist es weder sozialpolitisch noch sozialethisch 
hinnehmbar, dass große Gruppen Menschen gegen ihren er-
klärten Willen langfristig aus dem Erwerbssystem und damit 
auch von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen werden. 

Kerstin Griese
Vorstand Sozialpolitik des Diakonischen Werkes 
der Evangelischen Kirche in Deutschland



Zusammenfassung

Die Arbeitsmarktreformen der letzten Jahre haben nicht ver-
hindert, dass sich der Anteil der Langzeitarbeitslosen an den 
Erwerbslosen weiter verfestigt hat. Die Chancen, den wach-
senden Anforderungen im Beschäftigungssystem erfolgreich 
zu genügen, sind sozial ungleich verteilt. Allerdings führt die 
aktuelle Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik dazu, die sozialen 
 Risiken der Alltags- und Zukunftssicherung immer weniger 
als gesellschaftliche Aufgabe solidarisch abzufedern. 

Gesetzliche Aktivierungsstrategien und Instrumente der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik werden entweder nicht effektiv umgesetzt 
oder sind für benachteiligte Arbeitsmarktgruppen ungeeignet, 
weil sie die Brückenfunktion in den allgemeinen Ar beitsmarkt 
nicht erfüllen können oder in prekäre Beschäftigung führen. 

Aus Sicht der Diakonie müssen fl exible Instrumente zur Ver-
fügung stehen, die Arbeitslosigkeit vermeiden, abkürzen und 
überwinden helfen. Je nach wirtschaftlicher Situation, regio-
nalen Bedingungen und individuellen Erfordernissen muss es 
ein differenziertes Angebot von arbeitsmarktpolitischen Ins-
trumenten geben, um den von Erwerbsarbeit ausgegrenzten 
Menschen Wege zur Teilhabe an Arbeit zu ebnen.

Diese arbeitsmarktpolitischen Instrumente müssen zuverläs-
sig fi nanziert werden und dürfen nicht ständig zur Verfügungs-
masse kurzfristiger politischer und fi skalischer Kalküle werden. 
Maßnahmeträger, die diese Instrumente umsetzen, brauchen 
stabile Rahmenbedingungen, die die Leistungserbringung 
zielgerichtet ermöglicht und unterstützt.

Arbeitsmarkpolitik hat auch einen sozialpolitischen Auftrag. 
Angesichts der zentralen Bedeutung von Erwerbsarbeit für 
gesellschaftlichen Status und gesellschaftliche Integration ist 
es aus sozialethischen und sozialpolitischen Gründen nicht 
hinnehmbar, dass große Gruppen von Menschen, die arbei-
ten wollen, mehr oder weniger dauerhaft aus dem Erwerbssy-
stem ausgeschlossen werden. Ein Teil der Langzeiterwerbs-
losen ist faktisch nicht mehr auf den regulären Arbeitsmarkt 
vermittelbar. Die Umsetzung der Integration dieser Zielgruppe 
aber steht noch aus. 

Die Diakonie hält folgende Weiterentwicklungen in der Arbeits-
marktpolitik für notwendig: 

 � Die Orientierung an individuellen und regionalen Bedarfen 
ist zu verstärken.

 � Die Qualität von Beratung und Betreuung Erwerbsuchen-
der muss verbessert und gesichert werden. 

 � Arbeitsmarktpolitik ist eng mit regionalen beziehungsweise 
sozialräumlichen Strukturen zu verknüpfen. Über zentrale 
Ausschreibungsverfahren vergebene Maßnahmen können 
auf diese Bedarfe nur sehr bedingt reagieren. Bei der 
regionalspezifi schen Planung von Maßnahmen muss die 
Bundesagentur für Arbeit Bereitschaft zeigen, andere 
Wege der Zusammenarbeit mit den Leistungsanbietern zu 
nutzen. 

Aus Sicht der Diakonie besteht insbesondere die Notwendig-
keit, öffentlich geförderte Beschäftigung auszubauen und zu 
verstetigen:

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung braucht höhere gesell-
schaftliche Anerkennung und Akzeptanz. Beschäftigung 
schaffende Instrumente müssen aufgewertet werden, da 
sie sowohl Einkommen als auch soziale Teilhabe vermit-
teln. 

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung ist existenzsichernd 
und sozialversicherungspfl ichtig auf Basis eines Arbeits-
vertrages auszugestalten.

 � Die Annahme der Beschäftigung kann nur freiwillig erfolgen, 
das Angebot darf keinen Zwangs- oder Gegenleis tungs-
charakter bekommen. 

 � Aktive Arbeitsmarktpolitik bedarf verantwortlicher, leis-
tungsfähiger und in der Region verankerter Trägerstruktu-
ren. Dies setzt Kontinuität und Verlässlichkeit bei den 
rechtlichen Grundlagen und der Finanzierung voraus. 

4 Diakonie Texte 12.2010 Zusammenfassung
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 � Die sozialen Integrationsleistungen, die Beschäftigungsträ-
ger erbringen, müssen als solche anerkannt und gefördert 
werden. Die Anbieter öffentlich geförderter Beschäftigung 
und Qualifi zierung brauchen einen geregelten Rechts- und 
Finanzierungsrahmen. Als Vorbild können die Bedingungen 
für Integrationsprojekte nach dem Sozialgesetzbuch IX 
dienen. 

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung ist eine steuerbegüns-
tigte wirtschaftliche Tätigkeit.

 � Die Diakonie schlägt zur Finanzierung öffentlich geförder-
ter Beschäftigung den Passiv-Aktiv-Transfer vor.

 � Die geforderte „Zusätzlichkeit“ der Tätigkeiten in öffentlich 
geförderter Beschäftigung behindert die Erfüllung arbeits-
marktpolitischer Erfordernisse und wird den wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen nicht gerecht. Daher ist die 
Begrenzung der Tätigkeitsbereiche auf sogenannte zusätz-
liche Aufgaben im öffentlichen Interesse aufzugeben. 
 Tatsächlich geht es – im Rahmen regionaler Konsensver-
fahren – um die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze.



„Am Anfang schuf Gott …“. Mit der Arbeit Gottes fängt alles 
an, bis dahin, dass die Menschen als Gottes Mitarbeitende 
geschaffen werden und zur Zusammenarbeit mit Gott, unter
einander und für ihre Mitwelt beauftragt werden (Gen 2,15; 
3,23). Gott der Schöpfer fördert das Werk der Hände seiner 
Ebenbilder (Psalm 90,17). In der Arbeit der Menschen als Mit-
arbeitende Gottes ist Gott selbst am Werk. 

Körperliche, aber ebenso geistige, lehrend-verkündigende, 
soziale Arbeit ist bestimmend für das Selbstverständnis des 
Menschen in der Bibel. „Nicht zu arbeiten, wird weder mit der 
Paradiesesvorstellung verbunden, noch wird von einer guten 
Zukunft erwartet, dass sie Arbeit erübrigt.“ (Segbers 2009: 24). 
Ihr Ertrag dient und sichert den Erwerb des Lebensunterhalts 
aller, entsprechend dem, was zum Leben vorhanden und not-
wendig ist (Gen 1,29; 2,15; Psalm 128,2 vgl. auch Ex 16,23). 
In den beiden Testamenten spielt die Welt der Arbeit eine 
größere Rolle als sie in der heutigen Praxis allgemein kirchli-
chen Redens und Handelns sowie des kirchengemeindlichen 
Lebens wahr- und ernstgenommen wird. Menschliche Arbeit 
ist auch heute wesentlich für eine schöpferische Selbstentfal-
tung, über die die Einzelnen sich ausdrücken, anderen mittei-
len und für die Mitwelt wirken können. 

Arbeit ist auch Dienst an anderen Menschen, weil sie der Be-
darfsdeckung des nahen und des fremden Nächsten in der 
Gemeinschaft dient. Ihr Ertrag ermöglicht eine solidarische 
Verteilung und erweist sich damit als segensreich (Dtn 24,29). 
Die Arbeit ist auch ihres notwendigen Lohnes wert (Dtn 24,14; 
Lev 19,13). 

In der Bergpredigt sowie in konkreten Beispielgeschichten 
und Gleichnissen wird zu einer solidarischen Lebenspraxis 
aufgefordert, die sich in ihrer Ausgestaltung an einer prinzipi-
ell status- und geschlechterunabhängigen, geschwisterlichen 
Gegenseitigkeit von Geben und Nehmen und an einer ge-
rechten Verteilung der lebensnotwendigen Güter orientiert.

Die drei Dimensionen von Arbeit

Die nachfolgend beschriebenen Dimensionen der Arbeit sind 
aufeinander bezogen. Sie können weder getrennt voneinan-
der betrachtet noch unterschiedlich stark gewichtet werden 
und lassen sich am zutreffendsten als „kreatives Dreieck 
menschlicher Arbeit“ (Hengsbach 2004: 255) beschreiben.

Arbeit als schöpferische Selbstentfaltung 
(Personale Dimension)

Arbeit ist für den Menschen, das Ebenbild Gottes, Ausdruck 
von Gottes Zuspruch, sich selbst schöpferisch entfalten und 
mit seinen Gaben ausdrücken, verwirklichen und in das Ge-
meinwesen einbringen zu können. Arbeit entspricht der dem 
Menschen zugesprochenen Würde und ist zugleich ein Me-
dium, mit dem der Mensch seiner Würde Ausdruck verleihen, 
sich verwirklichen, entwickeln, anderen mitteilen, seine Mit-
welt formen und beeinfl ussen und sich eine wertschätzende 
Anerkennung verschaffen kann.

Arbeit als Existenzsicherung 
(Existenzielle Dimension)

Mühevolle Arbeit ist „notwendig, um für den täglichen 
Lebens unterhalt zu sorgen“ (Gerechte Teilhabe 2006: 47). 
Menschliche Arbeit wird durch Ruhezeiten begrenzt und er-
fährt in Gestalt der Entlohnung eine Anerkennung für er-
brachte Leis tung. Über die existenzielle Sicherung haben die 
arbeitenden Menschen und ihre Angehörigen eine Lebens-
grundlage.  Deren Gewährleistung verhilft ihnen dazu, sich 
als mündige Subjekte im gesellschaftlichen Leben einzu-
bringen, sich selbst weiterzuentwickeln, sich für die Mitmen-
schen und das Gemeinwohl engagieren zu können.

Arbeit als soziale Teilnahme 
(Sozioökologische Dimension)

Der arbeitende Mensch ist Mitarbeitender Gottes in der 
Schöpfung und Mitarbeitender seiner Mitmenschen. Gemein-

1.  Mensch und Arbeit: eine biblisch-theologische 
Perspektive
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sam sind sie beauftragt, in Verantwortung füreinander die 
Schöpfung zu bebauen und zu bewahren. Als Mit-Arbeitende 
an der Schöpfung sind die Menschen in eine solidarische Be-
ziehung zueinander gestellt. Mit ihren unterschiedlichen Ga-
ben, Fähigkeiten und Interessen sind sie in der Gesellschaft 
arbeitsteilig tätig und nehmen am gesellschaftlichen Leben 
aktiv gestaltend teil. Sie sind zugleich angewiesen, sich ge-
genseitig wertzuschätzen, soziale Beziehungen, eine solida-
rische Kooperation, Kommunikation und gegenseitige Unter-
stützung zu pfl egen.

Die drei Dimensionen menschlicher Arbeit bilden die Grund-
lage dafür, was in der reformatorischen Tradition als sinn-
erfüllte Arbeit gilt. Der Sinngehalt der Arbeit für die Ge sell-

schaft, Kollegialität, Anerkennung, Selbstbestätigung, Par-
tizipation und gerechte, auskömmliche Entlohnung sind die 
wesentlichen Vorstellungen, die auch heute die Menschen mit 
„guter Arbeit“ verbinden (vgl. Zach 2009: 134; Hengsbach 
2009: 166ff). 

Der hohe immaterielle und materielle Wert der Arbeit für Men-
schen, wie ihn das biblische Menschenbild und die reale Welt 
verdeutlichen, offenbart im Umkehrschluss, weshalb der 
Weg fall einer auskömmlichen und zufriedenstellenden Arbeit 
und eine durch den Wettbewerb um den Erhalt des Arbeits-
platzes fortwährend geschürte Furcht eine sozial, psychisch 
und materiell destabilisierende Wirkung haben kann. 
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Die Langzeitbetrachtung der Arbeitsmarktentwicklung ist er-
nüchternd: Nach jeder wirtschaftlichen Rezession und daran 
anschließender Konjunkturbelebung verharren die Arbeitslo-
senzahlen auf einem hohen Sockel. Die Entwicklung der wirt-
schaftlichen Produktivität führt seit Mitte der 1970er-Jahre zu 
einem Wirtschaftswachstum mit zu geringer Arbeitsnach-
frage. 

Die Entwicklung der Arbeitsmärkte und der Beschäftigung ist 
auch ein politisch gestalteter Prozess. So greift unter ande-
rem Beschäftitungspolitik über Arbeitszeit- und arbeitsrecht-
liche Regelungen (zum Beispiel Teilzeit-Befristungsgesetz, 
Leiharbeitsregelungen, Kündigungsschutz) oder die Lohn-
politik in die gesamtwirtschaftliche Steuerung von Arbeits-
angebot und -nachfrage ein. 

2.1  Wandel der Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen

Der Wandel der Wirtschafts- und Lebensweisen in der deut-
schen Gesellschaft zeigt sich in veränderten Formen der Er-
werbsbeteiligung und der Geschlechterarrangements. Das 
sogenannte Normalarbeitsverhältnis als sozialpolitisches Leit-
bild und vorherrschende Beschäftigungsform – also das un-
befristete Vollzeit-Arbeitsverhältnis des Mannes mit Integration 
in die sozialen Sicherungssysteme als einzige Einkommens- 
und Versorgungsquelle1 – ist brüchig geworden. War das 
Normalarbeitsverhältnis schon zu Zeiten, in denen seine All-
gemeingültigkeit unterstellt wurde, eine juristische Fiktion 
(Mückenberger 1985) und keineswegs für alle Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer in allen Branchen gültig, so wird die 
empirische Erosion dieses Leitbildes mittlerweile am deut-
lichsten sichtbar an folgenden Entwicklungen.

1 Zu den Kennzeichen eines Normalarbeitsverhältnisses zählen Vollzeit-
beschäftigung, stetige Arbeitszeitmuster, Dauerhaftigkeit der Beschäf-
tigung, tarifl ich geregelte Vergütung, volle Sozialversicherungspfl icht, 
Weisungsgebundenheit, Existenz einer Interessenvertretung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (Bäcker et al. 2008: 434).

Der Anteil sogenannter atypischer Erwerbsformen ist in den 
vergangenen Jahren stark angestiegen. Atypische Erwerbs-
formen müssen nicht immer prekär sein, weisen aber „syste-
matisch höhere Prekaritätsrisiken“ (Keller/Seifert 2009: 46) 
auf. 

 � Die Zahl der Personen mit geringfügiger Beschäftigung als 
Nebentätigkeit ist bis 2008 auf 2,22 Millionen angestiegen, 
die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten auf 
4,88 Millionen. Im März 2009 lag die Gesamtzahl der 
geringfügig Beschäftigten bei 7,12 Millionen (Bundestags-
drucksache 17/189).

 � Leiharbeit wird in allen Branchen verstärkt eingesetzt. 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer sind syste-
matisch schlechter gestellt als Stammbelegschaften und 
einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt (vgl. Giesecke/
Wotschak 2009). 

 � Der Niedriglohnsektor in Deutschland wächst rasant, die 
Anzahl der „working poor“ – „Arm trotz Arbeit“ – nimmt zu. 
Jede beziehungsweise jeder Fünfte arbeitet mittlerweile in 
diesem Segment, unter den Vollzeitbeschäftigten arbeitet 
jede beziehungsweise jeder Siebte für einen Niedrig lohn. 
Es sind auch gut qualifi zierte Arbeitskräfte betroffen (vgl. 
Kalina/Weinkopf 2008; Bosch/Weinkopf/Kalina 2009: 13f). 

 � Aus arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Sicht gilt das 
Anwachsen der sogenannten Aufstockerinnen und Auf-
stocker als kritisch. Sie müssen ihr Arbeitseinkommen 
wegen geringen Beschäftigungsumfangs, niedriger Bezah-
lung oder der Haushaltskonstellation durch soziale Trans-
ferleistungen nach dem SGB II aufstocken. 

Bei der Mehrheit der berufl ichen Tätigkeiten steigen die Qua-
lifi kationsanforderungen (vgl. Bosch/Lehndorff 2005) und die 
weniger qualifi zierten Tätigkeiten gehen zurück, insbesondere 
einfache und Hilfstätigkeiten (vgl. Klös/Scharnagel 2009). Be-
schäftigungszuwächse fi nden demgegenüber in hoch qualifi -
zierten Dienstleistungssegmenten statt.

2.  Herausforderungen an die (Arbeitsmarkt-)Politik: 
Arbeitsmärkte und Beschäftigung im Wandel
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Die genannten Trends begünstigen insgesamt zwar den An-
stieg der Frauenerwerbstätigkeit, er fi ndet jedoch erheblich in 
atypischen Beschäftigungssegmenten statt.

Beschäftigungsentwicklung im öffentlichen Dienst und 
im Dritten Sektor

Lange Zeit galt der öffentliche Dienst in Deutschland als 
 Sektor mit hoher Arbeitsplatzsicherheit und berufl ichen Auf-
stiegsmöglichkeiten. Neben dem Abbau von Arbeitsplätzen 
(1991 noch 6,7 Millionen Beschäftige gegenüber 4,5 Millionen 
im Jahr 2008) erodiert auch im öffentlichen Dienst das soge-
nannte Normarbeitsverhältnis (vgl. Gottschall/Promberger 
2010: 2; Tepe/Kross 2010).

Auch die Beschäftigungsverhältnisse im „Dritten“ oder „Non-
profi t“-Sektor haben sich unter dem Druck der Ökonomisie-
rung in den letzten Jahren erheblich verändert. Die drei we-
sentlichen Faktoren sind erstens ein überproportionaler 
Anstieg der Teilzeitbeschäftigung, zweitens „eine zuneh-
mende exzessive Befristungspraxis“ (Dathe et al. 2009: 2f) 
und drittens eine deutliche Verschiebung weg von der sozial-
versicherungspfl ichtigen, öffentlich geförderten Beschäfti-
gung hin zur Förderung von Arbeitsgelegenheiten in Mehrauf-
wandsvariante. 

Die Folgen sind – wie auch in anderen Sektoren – eine er-
höhte Arbeitsverdichtung, eine wachsende Unzufriedenheit 
und Überforderung der Beschäftigten. Aufgrund der Finanz-
not von Ländern und Kommunen wird der Druck auf die Ar-
beitsbedingungen in Einrichtungen und Diensten des Dritten 
Sektors, die von öffentlichen Finanzierungen abhängig sind, 
zukünftig weiter steigen. 

Folgen der Veränderungen für die Menschen

Der Wandel im Beschäftigungssystem hat gesellschaftliche 
und individuelle Konsequenzen. Den Einzelnen wird immer 
mehr Verantwortung zugeschrieben für das Management 
i hrer Arbeitskraft und der damit verbundenen Risiken. Gefor-
dert ist die Stärkung der persönlichen Beschäftigungsfähig-
keit2, die Fähigkeit zur Selbstorganisation und Selbst-
vermarktung der eigenen Kompetenzen. Dies fordert auch 
lebenslange Lernfähigkeit und Lernbereitschaft sowie Mobili-

2 Beschäftigungsfähigkeit (employability) „beschreibt die Fähigkeit einer 
Person, auf der Grundlage ihrer fachlichen und Handlungskompetenzen, 
Wertschöpfungs- und Leistungsfähigkeit ihre Arbeitskraft anbieten zu 
können und damit in das Erwerbsleben einzutreten, ihre Arbeitsstelle zu 
halten oder, wenn nötig, sich eine neue Erwerbsbeschäftigung zu suchen“ 
(Blancke et al. 2000: 9).

tät und Flexibilität der Arbeitsplatzsuchenden (vgl. auch die 
EU-Beschäftigungsstrategie), mit entsprechenden Auswir-
kungen auf Familien und Partnerschaften. 

Die Chancen, all diesen Anforderungen erfolgreich zu genü-
gen, sind sozial ungleich verteilt. Wer über geringes Bildungs- 
und Sozialkapital verfügt, gehört zu den Verlierenden dieser 
Entwicklung. In den vergangenen Jahren hat sich die Zone 
der „prekären Inklusion“ (Promberger 2008: 11) rasant ausge-
breitet. Dies macht für wachsende Teile der Bevölkerung un-
ter anderem eine rationale Lebensplanung unmöglich.

2.2  Verdrängungseffekte führen zu 
Langzeitarbeitslosigkeit

Auf den Arbeitsmärkten konkurrieren verschiedene Perso-
nengruppen um Arbeitsplätze. Sie unterscheiden sich in den 
Qualifi kationen und Eigenschaften, die für ihre Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt relevant sind. Wenn Menschen sich auf Ar-
beitsstellen bewerben, treten soziale Selektionsmechanismen 
in Kraft. Ob jemand eingestellt wird, liegt nicht nur an seiner 
Qualifi kation, sondern auch an seinem Alter, seinem Ge-
schlecht, seiner Migrationsgeschichte, seinem Gesundheits-
zustand. Diejenigen Arbeitsuchenden bleiben länger er-
werbslos, deren Kombination von Eigenschaften für die 
Unternehmen negativ wirken. Bei schwieriger Konjunktur und 
knapper Arbeitsnachfrage beziehungsweise hohem Arbeits-
angebot besetzen gut Qualifi zierte auch Arbeitsplätze, für die 
sie „überqualifi ziert“ sind. Gering qualifi zierte Personen ha-
ben das Nachsehen.

Für diejenigen, die längerfristig erwerbslos bleiben, wird diese 
Situation selbst zum hohen Risiko und zu einem Faktor, der 
ihre Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt erschwert. 
„Dauerarbeitslosigkeit wird selbst zu einem Ausgrenzungs-
merkmal in der betrieblichen Einstellungspraxis. Leistungsfä-
higkeit, Lern- und Mobilitätsbereitschaft und Stabilität des 
Arbeitsverhaltens werden umso mehr angezweifelt, je länger 
die Arbeitslosigkeit dauert.“ (Bäcker et al. 2010: 493) Kom-
men noch persönliche, soziale Schwierigkeiten oder regio-
nale Besonderheiten hinzu, wird ohne individuelle, bedarfsge-
rechte Unterstützung eine dauerhafte Integration in den 
Arbeitsmarkt unwahrscheinlich. 
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Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik

Die Beschäftigungschancen von Erwerbslosen sind maß-
geblich von strukturellen Risiken geprägt: Es gibt starke regio-
nale Unterschiede der Arbeitsmärkte. Das Risiko, erwerbslos 
zu werden oder zu bleiben, konzentriert sich auf bestimmte 
Gruppen. Sie werden zu „Problemgruppen“ des Arbeits-
marktes und zu „Zielgruppen“ der aktiven Arbeitsmarkt politik.

Ein überproportional hohes Erwerbslosigkeitsrisiko besteht 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den östlichen 
Bundesländern oder in Regionen mit einer Monostruktur von 
krisenanfälligen beziehungsweise besonders krisenbetrof-
fenen Branchen. 

Als weitere Hochrisikobedingung für Arbeitslosigkeit und in 
der Folge soziale Ausgrenzung gilt die „Trias“: gering qualifi -
ziert, mit gesundheitlichen Einschränkungen und höherem 

 Alter. Vermittlungshindernisse bestehen auch, wenn die Er-
werbsuchenden alleinerziehend sind, einen Migrations hinter-
grund haben oder wenig mobil sind. Die vergleichsweise 
 höheren Arbeitslosenquoten von Personen ohne Schul- und/
oder Berufsabschluss, Älteren ab 50 Jahre, Eingewanderten, 
Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen, Schwer-
behinderten und Alleinerziehenden belegen diese besondere 
Betroffenheiten. 

Das Risiko, keinen Ausbildungsplatz zu bekommen oder nach 
der Ausbildung erwerbslos zu werden, ist für Jugendliche 
und junge Erwachsene mit geringen formalen Qualifi kationen 
groß. Nur jeder vierten Hauptschülerin, nur jedem vierten 
Hauptschüler gelingt nach Ende des Pfl ichtschulbesuches 
der direkte Einstieg in Ausbildung. Die Übergangsquote in die 
duale Berufsausbildung lag 1992 bei 78 Prozent eines Jahr-
gangs, im Jahr 2005 bei 58 Prozent (DGB 2009). 
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3.  Paradigmatischer und institutioneller Wandel 
in der Arbeitsmarktpolitik

Arbeitsmarktpolitische Regelungen im engeren Sinne umfas-
sen selektive – nach Gruppen, Sachbezügen, Raum und Zeit 
differenzierende – politische Maßnahmen der Arbeits- und 
berufl ichen Weiterbildungsförderung (Schmidt 2003: 11). Die 
Leitlinien in diesem Politikfeld wurden in den letzten zehn 
Jahren einer fundamentalen Neuausrichtung unterzogen, die 
insbesondere aus der Perspektive der benachteiligten Ar-
beitsmarktgruppen falsche Akzente setzt. 

3.1  Von der aktiven zur aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik

Mit dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) wurden 1969 Ziele 
und Instrumente der Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepub-
lik Deutschland institutionalisiert. Diese politische Reaktion 
auf die Krisenerscheinungen am Arbeitsmarkt war geprägt 
von einem politischen Steuerungsoptimismus und einer 
nachfrageorientierten Begründung von aktiver Arbeitsmarkt-
politik. Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe als Lohner-
satzleistungen sollten die private Nachfrage stärken, die För-
derung der berufl ichen Fort- und Weiterbildung sollte die 
Arbeitskräfte auf die Modernisierung der Produktions- und 
Dienstleistungsprozesse vorbereiten. 

1998 wurde das AFG durch das Sozialgesetzbuch III (SGB III) 
abgelöst. Hiermit wurde die „aktivierende“ Arbeitsmarktpoli-
tik eingeleitet, die sich im Job-AQTIV-Gesetz 2002 fortsetzte. 
Bezog sich der gesetzliche Auftrag der Arbeitsmarktpolitik 
zuvor vor allem auf Institutionen, Maßnahmen und Instru-
mente (aktive Arbeitsmarktpolitik), steht seither das zu akti-
vierende Individuum im Zentrum (vgl. Knickrehm 2010). 

3.2  Aktivierende Prinzipien in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende

Den von der liberal-konservativen Bundesregierung einge-
schlagenen Pfad der stärkeren Eigenverantwortung und Eigen-
verpfl ichtung Arbeitsuchender hat auch die rot-grüne Bundes-

regierung nicht verlassen. Vielmehr erreichte die arbeits-
markt- und sozialpolitische Aktivierungspolitik mit den 
sogenannten Arbeitsmarktreformen ihren bisherigen Höhe-
punkt. Mit der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
Sozialgesetzbuch II („Hartz IV“) wurde 2005 ein System ge-
schaffen, in das diejenigen Erwerbslosen und ihre Angehöri-
gen überführt wurden, die zuvor im Sozialhilfe- und/oder 
 Arbeitslosenhilfebezug waren. 

Das Sozialgesetzbuch II (SGB II) regelt seither für all jene Er-
werbslosen die soziale Sicherung und die Arbeitsförderung, 
die keine Ansprüche auf die Sozialversicherungsleistung 
 Arbeitslosengeld nach dem SGB III erwerben konnten oder 
deren Ansprüche gegenüber der Arbeitslosenversicherung 
erloschen sind. „Hartz IV“ erfasst infolgedessen große, hete-
rogene Personengruppen. Sie eint, dass sie als erwerbsfähig 
gelten, das heißt mindestens drei Stunden am Tag arbeiten 
können.

Es sollte nicht vergessen werden, dass sich im Grundsi-
cherungsbezug keineswegs nur sogenannte arbeitsmarkt-
ferne Personen befi nden. Zudem zeigt die neuere Arbeits-
marktforschung auf, dass die Annahme, länger dauernde 
Phasen der Nicht-Arbeit verfestigten und verstärkten 
zwangsläufi g die Arbeitsmarktferne, „bei weitem nicht pau-
schal auf alle Arbeitslosen zutrifft“ (Promberger 2008: 11). 

Grundlegend hat sich der gesetzliche Auftrag gegenüber den 
Leistungsberechtigten geändert: Oberstes Ziel ist, die Hilfe-
bedürftigkeit durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zu 
überwinden. So formuliert der Gesetzgeber zwei miteinander 
verbundene Leitlinien: den Primat der Erwerbsarbeit zur Si-
cherung des Lebensunterhalts sowie der Eigenverantwor-
tung, die durch aktivierende Maßnahmen zu stützen ist (Koch 
et al. 2009: 16). 

Andererseits wird das Ziel der Integration in ein existenz-
sicherndes Beschäftigungsverhältnis mit längerfristiger Per-
spektive für die Erwerbslosen in der Grundsicherung aufge-
geben. Jede – nicht sittenwidrig entlohnte – Arbeit ist anzu-
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nehmen, um die Hilfebedürftigkeit zu minimieren. Nicht 
bedarfsdeckende und an strenge Bedürftigkeitskriterien ge-
knüpfte Sozialleistungen erhöhen den existenziellen Druck, 
auch niedrig bezahlte, arbeits- und sozialrechtlich schlecht 
abgesicherte Arbeit anzunehmen. Die Zumutbarkeitsrege-
lungen zur Annahme von Erwerbsarbeit sind, wie bei Fürsor-
geleistungen typisch, weit gefasst. Sie zeigen das problema-
tische Verständnis von Integration auf, das dem „work-fi rst“-
Prinzip der Grundsicherung für Arbeitsuchende zugrunde 
liegt: Negative Folgewirkungen prekärer Arbeitsmarktintegra-
tion bleiben unberücksichtigt. 

Die gesetzlich verankerten Grundsätze des Forderns (§ 2 So-
zialgesetzbuch II) und des Förderns (§ 14 Sozialgesetzbuch 
II) werden in dem schlagwortartigen Begriffspaar „Fördern 
und Fordern“ zusammengefasst. Das Konzept der aktivie-
renden Arbeitsmarktpolitik in der Grundsicherung für Arbeit-
suchende geht allerdings über die in § 64 Sozialgesetzbuch I 
verankerte grundsätzliche Mitwirkungspfl icht hinaus in Rich-
tung „workfare“ (Verknüpfung sozialstaatlicher Transferlei-
stungen mit  einer Verpfl ichtung zur Arbeitsaufnahme). In Zu-
sammenhang mit der Sicherung des Existenzminimums ist es 
besonders fragwürdig, zur Annahme von Eingliederungsange-
boten – zum Beispiel in Form einer Arbeitsgelegenheit in 
Mehraufwandsvariante3 – zu verpfl ichten und die Leistungen 
zur Existenz sicherung von deren Annahme abhängig zu ma-
chen.

3.3  Beratung und Betreuung im 
Jobcenter

Öffentliche Debatten über Arbeitslosigkeit und Arbeitslose 
werden immer wieder von Missbrauchskampagnen durchzo-
gen. Die Unterstellung der freiwilligen, selbstverschuldeten 
Arbeitslosigkeit ist fester Bestandteil der öffentlichen und po-
litischen Diskurse, die auch auf die Konstruktion und Ausge-
staltung der sozialen Sicherung und Förderung bei Arbeitslo-
sigkeit wirken. Auf dieser – im übrigen empirisch unhaltbaren 
Unterstellung – gründen gesetzliche Bestimmungen für er-
werbsfähige Leistungsberechtigte im Grundsicherungsbezug. 

3 In der Arbeitshilfe AGH der Bundesagentur für Arbeit vom 27.07.2007 
war Folgendes formuliert: „Öffentlich geförderte Beschäftigung ist 
Ausdruck des Grundsatzes von ‚Fördern und Fordern‘ (§ 2 SGB II) und 
damit der zumutbare Beitrag des Hilfeempfängers zur Reduzierung seiner 
Hilfebedürftigkeit sowie die von ihm erbrachte Gegenleistung für die 
Unterstützung durch die Solidargemeinschaft.“ (S. 2) In der Neufassung 
der Arbeitshilfe vom Juli 2009 ist die Gegenleistungsforderung entfallen, 
nachdem das Bundessozialgericht in seinem Urteil vom 16.12.2008 deut-
lich gemacht hat, dass Arbeitsgelegenheiten Eingliederungsleistungen 
sein sollen und nicht als Gegenleistung für Grundsicherungsleistungen 
gefordert werden können (Alt 2010: 87). 

Sie spiegelt sich im Machtgefälle zwischen Behörde und Ar-
beitsuchenden wider, das sich in der Anwendung von Zwang 
und Sanktionen manifestiert.4

Die systematischen, aber auch handwerklichen Schwächen 
der gesetzlichen Grundlage werden verstärkt durch Defi zite 
bei der personellen Ausstattung der Jobcenter und der fach-
lichen Qualifi zierung ihres Personals, was die  behördliche 
Praxis beeinträchtigt. Beides bleibt noch zu oft hinter den 
 Anforderungen an eine umfassende Beratung und effektive 
Förderung zurück, zu der das Gesetz die Grundsicherungs-
träger verpfl ichtet.

3.4  Schnittstellen des Sozialgesetzbuch II 
zu anderen Sozialgesetzbüchern

Zur mangelhaften Verzahnung arbeitsfördernder mit fl ankie-
renden, sozialintegrativen und psychosozialen Dienstleis-
tungen tragen gesetzliche Unklarheiten bei, die die Zustän-
digkeiten für verschiedene Personengruppen oder Problem-
lagen nicht eindeutig festlegen. 

Erwerbslose zwischen Grundsicherung (SGB II) und 
Arbeitsförderung (SGB III)

Leistungen zur Eingliederung für Grundsicherungsbezie-
hende sind in § 16 SGB II geregelt. Hier wird auch auf die Ar-
beitsförderungsinstrumente des SGB III verwiesen. Neben 
Maßnahmen, die ausschließlich bei Grundsicherungsbezug 
gewährt werden, besteht für Erwerbsuchende im Rechtskreis 
SGB II unter anderen auch Anspruch auf berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen (§ 61 SGB III), Förderung aus dem Ver-
mittlungsbudget (§ 45 SGB III) oder Maßnahmen zur Aktivie-
rung und berufl ichen Eingliederung (§ 46 SGB III). 

Der gleichberechtigte Zugang aller Erwerbsuchenden zum 
kompletten Arbeitsförderungsinstrumentarium des SGB III 
war eines der stärksten Argumente für die Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Allerdings sind weiterhin 
Arbeitsmarktgruppen von der Arbeitsförderung ausgeschlos-
sen. Von den jahresdurchschnittlich 3,4 Millionen Arbeitslo-
sen im Jahr 2009 erhielten 425.000 keine Lohnersatz- oder 
Grundsicherungsleistungen. Wegen der Anrechnung der 
Partnereinkommen in der Bedarfsgemeinschaft des SGB II 

4 Hingewiesen sei vor allem auf das Missverhältnis, dass Sanktionen 
für einfache Terminversäumnisse in der Summe zu ebenso schweren 
Sanktionen führen wie die aktive Verweigerung von Integration in den 
Arbeitsmarkt (vgl. hierzu Zur Rechtsstellung einkommensarmer Menschen 
und den notwendigen Änderungen im SGB II, Diakonie Texte 07.2009).



Paradigmatischer und institutioneller Wandel in der Arbeitsmarktpolitik Diakonie Texte 12.2010 13

haben zum Beispiel zahlreiche erwerbsuchende Frauen keine 
Ansprüche auf passive Sozialleistungen und damit auch nicht 
auf Leistungen zur Eingliederung. 

Jugendliche zwischen Grundsicherung (SGB II), 
Arbeitsförderung (SGB III) und Jugendhilfe (SGB VIII)

Die drei Rechtssysteme SGB II, III und VIII verfolgen verschie-
dene Ziele, die in Konfl ikt zueinander geraten und sich teil-
weise ausschließen. Während das SGB II und das SGB III ar-
beitsmarktpolitische Ziele verfolgen, soll das SGB VIII den 
individuellen Rechtsanspruch aller Kinder und Jugendlichen 
auf die Förderung ihrer Persönlichkeitsentfaltung verwirkli-
chen. Dass für das Heranwachsen junger Menschen unter-
schiedliche Wertmaßstäbe zugrunde gelegt werden, die je 
nach Rechtskreiszugehörigkeit für diese jungen Menschen 
gelten, ist nicht zu begründen.

Knapp die Hälfte junger Leistungsberechtigter zwischen 18 
und 25 Jahren in der Grundsicherung hat das Bildungssys-
tem ohne Schul- oder Berufsabschluss verlassen. Sie bildet 
die Zielgruppe für den Aktivierungsprozess des SGB II. Viele 
der Jugendlichen haben über Qualifi kationsdefi zite hinausge-
hende Probleme, die sozialpädagogische oder psychosoziale 
Betreuung erfordern. Neben den 15 Prozent eines Altersjahr-
gangs, die langfristig ohne Ausbildung und Beruf bleiben, 
gibt es aber auch eine steigende Zahl von „aussanktio-
nierten“ Jugendlichen, die von den arbeitsfördernden, berufs-
vorbereitenden und berufsbildenden Standardmaßnahmen 
nicht mehr erreicht werden, die gar keine Hilfen mehr erhalten 
oder gar auf der Straße stehen (vgl. Bundestagsdrucksache 
17/2083 sowie Götz et al. 2010). 

Besondere Probleme verursacht die doppelte Vorrangrege-
lung in § 10 Abs. 3 SGB VIII, nach der Leistungen an Berech-
tigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 3 
Abs. 2 SGB II) und Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
(§§ 14 bis 16 SGB II) Vorrang vor den Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe haben. So haben in der Praxis die für diese 

Hilfen verantwortlichen Kommunen – in regional unterschied-
lichem Ausmaß – ihre Maßnahmen der Jugendsozialarbeit 
stark zurückgefahren. 

Leistungsberechtigte zwischen Grundsicherung (SGB II) 
und Sozialhilfe (SGB XII)

Wohnungslose haben in der Regel Leistungsansprüche aus 
mehreren Gesetzen, insbesondere auf die von den Kommu-
nen zu tragenden Hilfen nach § 67 SGB XII. Sie sind nach 
SGB II nachrangig beziehungsweise werden ergänzend oder 
aufstockend erbracht. Für Bewohnerinnen und Bewohner von 
stationären Einrichtungen kommt es aufgrund der Schnittstel-
lenproblematik zwischen SGB II und XII immer wieder zur Un-
terdeckung der tatsächlichen Bedarfe.

3.5  Einsatz arbeitsmarktpolitischer 
 Instrumente für Arbeitsuchende in 
der Grundsicherung

Vor 2005 wurden Erwerbsuchende im Arbeitslosenhilfe-Be-
zug von den Agenturen für Arbeit betreut. Für Erwerbslose im 
Sozialhilfebezug waren die kommunalen Sozialämter verant-
wortlich. Zwei Drittel aller Erwerbslosen befi nden sich in der 
heutigen Grundsicherung. Mit dem SGB II haben sich Ziel-
setzungen und Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente 
deutlich verändert. 

Zum meistgenutzten Instrument, bezogen auf Teilnahmezah-
len wie auf die Ausgaben, hat sich seit 2005 die Arbeitsgele-
genheit in Mehraufwandsvariante (AGH-MAE) entwickelt, die 
auf die „Hilfe zur Arbeit“ im früheren Bundessozialhilfegesetz 
zurückgeht. Wie die folgenden Übersichten zeigen, werden 
für Leistungsberechtigte in der Grundsicherung neben AGH-
MAE in nennenswertem Umfang insbesondere Trainingsmaß-
nahmen angeboten. Zu begrüßen sind die langsam stei-
genden Zahlen bei der Förderung berufl icher Weiterbildung. 



Quellen: 
Bundesagentur für Arbeit (Hg.): SGB II Jahresbericht der Bundesagentur für Arbeit, diverse Jahrgänge, Nürnberg.
Bundesagentur für Arbeit (Hg.): Arbeitsmarktpolitische Instrumente im Rechtskreis SGB II – mit Daten der zkT. Deutschland, Länder und Regional-
direktionen, Jahreszahlen 2009, Arbeitsmarkt in Zahlen – Förderstatistik, Nürnberg.
Bundesagentur für Arbeit (Hg.): Leistungen zur Eingliederung an erwerbsfähige Hilfebedürftige: Einsatz von Arbeitsgelegenheiten, Jahrgänge 2005-
2009, Arbeitsmarkt in Zahlen – Förderstatistik, Nürnberg.

* Ab 01.01.2009 im Rechtskreis SGB II nicht mehr förderfähig. 
**  2008-2009: inkl. der Daten zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben; derzeit nach Angaben der Bundesagentur für 

 Arbeit nicht trennscharf berichtsfähig.
*** Ab 01.01.2009 erfolgt die individuelle Förderung auf Grundlage des § 46 SGB III (Maßnahmen zur Aktivierung und berufl ichen Eingliederung).

AGH-MAE  Arbeitsgelegenheit 
in Mehraufwands-
variante

AGH-E  Arbeitsgelegenheit 
in Entgeltvariante

ABM  Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme

AGH-MAE  Arbeitsgelegenheit 
in Mehraufwands-
variante

AGH-E  Arbeitsgelegenheit 
in Entgeltvariante

ABM  Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme

2005: ohne Angaben der zugelassenen kommunalen Träger; 2006-2009: inkl. Angaben der zugelassenen 
kommunalen Träger (zkT) 
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Abbildung 1:  Ausgewählte arbeitsmarktpolitische Instrumente im Rechtskreis SGB II 
nach Eintritten in Tsd.

Abbildung 2:  Ausgewählte arbeitsmarktpolitische Instrumente im Rechtskreis SGB II 
nach Ausgaben in Mio. Euro



Instrumente der sozialversicherten öffentlich geförderten Be-
schäftigung werden aus Sicht der Diakonie zu wenig genutzt.

Die Förderung der berufl ichen Weiterbildung zählt zum Kern-
instrumentarium des SGB III, das auch für die Arbeitsuchen-
den aus dem Rechtskreis des SGB II eingesetzt werden kann. 
Seit 2003 werden Weiterbildungsmaßnahmen nur noch bewil-
ligt, wenn sie unmittelbar in eine neue Beschäftigung führen. 
Von längerfristigen Maßnahmen, die auch größere Qualifi kati-
onsdefi zite durch den Erwerb eines Berufsabschlusses aus-
gleichen, hat sich die Maßnahmenstruktur stark zu kurzfristi-
gen Qualifi zierungen (Maßnahmedauer unter sechs Monaten) 
hin verschoben. Im Rechtskreis SGB II ist der Anteil gering 
Qualifi zierter hoch. Berufl iche Weiterbildung und berufsquali-
fi zierende Förderung ist für sie von großer Bedeutung, um 
ihre Chancen auf Erwerbstätigkeit zu verbessern. 

Anstelle längerfristiger berufl icher Weiterbildungsmaßnahmen 
werden Arbeitsuchende aber vor allem durch Trainingsmaß-
nahmen (Bewerbungskurse, Kenntnisvermittlung, Eignungs-
feststellungen) geführt, auch, um die Arbeitsbereitschaft der 
Leistungsbeziehenden zu überprüfen. Diese Qualifi zierungs-
maßnahmen von kurzer Dauer (4 bis 12 Wochen) fi nden bei 
Bildungsträgern oder in Betrieben statt. Sie können länger-
fristige Maßnahmen berufl icher Weiterbildung nicht ersetzen. 

Öffentlich geförderte Beschäftigung, die auf der Nachfrage-
seite des Arbeitsmarktes ansetzt (das bekannteste Instru-
ment: Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen), sieht sich schon im-
mer Kritik ausgesetzt. Einwände gegen die Schaffung von 
zusätzlichen Arbeitsplätzen durch die öffentliche Hand lau-
ten, dass sie reguläre Arbeitsplätze verdrängten, dass ande-
rerseits in derart subventionierter Beschäftigung in aller Re-
gel zweckfreie, „sinnlose“ oder „überfl üssige“ Aufgaben 
verrichtet würden oder dass viel zu wenige Personen aus 
 einer geförderten Beschäftigung in eine reguläre auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt übergingen. Gleichwohl gab es 
Zeiten, in denen öffentlich geförderte Beschäftigung als In-
strument zur Arbeitsmarktentlastung in bedeutendem Um-
fang eingesetzt wurde, so Ende der 1970er-, Mitte der 
1980er-Jahre und eindrücklich zur Abfederung des Beschäfti-
gungsabbaus während der 1990er-Jahre in den östlichen 
Bundesländern. 

Nach Defi nition der Bundesagentur für Arbeit sind Beschäfti-
gung schaffende Maßnahmen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM), Arbeitsgelegenheiten in beiden Varianten (AGH-E, AGH-
MAE) und der Beschäftigungszuschuss nach § 16e SGB II.

Fast alle Beschäftigung schaffenden Maßnahmen werden 
mittlerweile im Rechtskreis SGB II durchgeführt, sie sind 
kurzfristig und überwiegend nicht als ein sozialversicherungs-
pfl ichtiges Beschäftigungsverhältnis angelegt. ABM sind im 
Rechtskreis SGB III von nur mehr marginaler Bedeutung und 
im SGB II abgeschafft. Die seit 2005 wieder steigenden Teil-
nehmendenzahlen in Maßnahmen öffentlich geförderter 
 Beschäftigung sind im Wesentlichen der umfangreichen Zu-
weisung in sogenannte Zusatzjobs (Arbeitsgelegenheiten in 
Mehraufwandsvariante) geschuldet. Demgegenüber spielt die 
För derung sozialversicherter Beschäftigungsverhältnisse eine 
untergeordnete Rolle.

Im Oktober 2007 kam mit dem Beschäftigungszuschuss nach 
§ 16e SGB II („Jobperspektive“) ein Förderinstrument hinzu. 
Es ermöglicht, Langzeitarbeitslose, die aufgrund weiterer Ver-
mittlungshemmnisse nur geringe Arbeitsmarktperspektiven 
haben, für zunächst bis zu zwei Jahre in ein öffentlich geför-
dertes Beschäftigungsverhältnis zu vermitteln. Nach diesem 
Zeitraum besteht die prinzipielle Möglichkeit, die öffentliche 
Förderung unbefristet fortzusetzen. Das Diakonische Werk 
der EKD hat die Einführung des Beschäftigungszuschusses 
begrüßt, bietet er doch denjenigen Erwerbslosen eine länger-
fristige Perspektive, deren Chancen auf eine Vermittlung in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt ansonsten ausgesprochen 
 gering sind. Die angestrebte Besetzung von 100.000 Plätzen 
wurde allerdings bei weitem nicht erreicht. Den Neubewilli-
gungen wie auch Entfristungen der Arbeitsverträge steht ent-
gegen, dass die langfristige Finanzierung aus dem Eingliede-
rungsbudget des SGB II geleistet werden muss. Dadurch 
binden Jobcenter große und wachsende Teile ihrer Eingliede-
rungsmittel langfristig. Dies geht auf Kosten der anderen 
 Arbeitsförderungsmaßnahmen, weshalb sich Jobcenter bei 
der Bewilligung von Beschäftigungszuschüssen nach § 16e 
zurückhalten. Sollen unbefristete Förderungen tatsächlich 
 ermöglicht werden, müssten – zusätzlich zu den Mitteln des 
Eingliederungstitels – ausreichende Finanzmittel durch den 
Bund bereitgestellt werden. 

Nicht zufriedenstellend verlief auch das Ende 2009 eingestellte 
Bundesprogramm KommunalKombi, nach dem 2008/2009 
 sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung für 50.000 Lang-
zeitarbeitslose öffentlich gefördert werden sollte. Bei diesem 
Programm stellte die von kommunaler Seite aufzubringende 
erforderliche Ko-Finanzierung in Höhe von 50 Prozent der 
Bruttolohnkosten die wesentliche Hürde zur Nutzung dar. 
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3.6  Vergabepraxis der Bundesagentur 
für Arbeit

Mit der Ausdehnung der zentralen Ausschreibungspraxis 
durch die Bundesagentur für Arbeit auch auf die Arbeitsför-
derung für Grundsicherungsempfängerinnen und Grundsi-
cherungsempfänger haben sich die Rahmenbedingungen 
verschärft, unter denen freie Träger arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen bereitstellen. Vergabeverfahren, aus denen in 
der Regel die preisgünstigsten Anbieter als Gewinner hervor-
gehen, führen zu Unterbietungswettbewerben, die sich nega-
tiv auf die Qualität der Angebote und die Netzwerkstrukturen 
auswirken. Das kurzfristig billigste Angebot ist zudem nicht 
zwangsläufi g das „günstigste“. 

Die – vergaberechtlich gewünschten – kurzen Vertragslauf-
zeiten erlauben den Leistungsanbietern nur noch kurzfristige 
Planungen und hindern sie daran, vor Ort tragfähige Leis-
tungsnetzwerke und Mitarbeitendenteams aufzubauen, die 
im Interesse der Hilfesuchenden liegen. Zudem bürdet die 
Bundesagentur für Arbeit den Leistungserbringern Risiken 
(Belegung, Personalsteuerung) auf, die den Intentionen des 
Vergaberechts widersprechen.

3.7 Zwischenfazit

Der Paradigmenwechsel zur Aktivierung in der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik führt dazu, dass die sozialen Risiken der All-
tags- und Zukunftssicherung immer weniger als gesellschaft-
liche Aufgabe solidarisch abgefedert werden. Die Last der 
Bewältigung wird verstärkt auf den Einzelnen geladen. Auf Ar-
beitsmarktpolitik bezogen, verengt sich die Perspektive akti-
vierender Politik auf die Leistungsberechtigten als Objekt und 
auf ihre schnellstmögliche Teilnahme an „irgendeiner“ Arbeit.

Wenn die Arbeitsmarktteilhabe als wesentliches Politikziel ei-
nes aktivierenden Staates proklamiert wird, dann muss bei 
den Bürgerinnen und Bürgern arbeitsmarktkonformes Verhal-
ten erzeugt werden (vgl. Dingeldey 2006: 8f). In diesem Sinne 
sind „aktivierende Sozialstaatsstrategien […] strikt verhal-
tens- und kaum noch verhältnisorientiert“ (Wohlfahrt 2001: 
84). In fast makabrer Weise bestätigen sich diese Einschät-
zungen in einem Bericht des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung. Darin wird festgestellt, dass die Verpfl ich-
tung zum Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung zwar 
dazu führen kann, die Suchaktivitäten der Leistungsbezie-
henden zu steigern. Dies führe aber nicht zu größeren Be-
schäftigungschancen und sei „ein Hinweis darauf, dass Akti-

vierung nur erfolgreich sein kann, wenn auf der Arbeitsnach-
frageseite auch genügend adäquate Jobs für Hilfebedürftige 
verfügbar sind“ (Möller et al. 2009: 4f).

Die Überbetonung der Integration in Erwerbsarbeit hat zur 
Folge, dass die praktische Handlungslogik von einem Inte-
grationsziel gesteuert wird, das auf der verkürzten Prämisse 
beruht, Erwerbsintegration führe automatisch zu gesell-
schaftlicher Integration. Im Grundsicherungssystem müssen 
jedoch Personengruppen mit unterschiedlichsten Problemla-
gen unterstützt und gefördert werden. 

Der innovative Ansatz, dass die Arbeitsmarktintegration für 
bestimmte Personengruppen nicht erreichbar ist, wenn nicht 
zunächst ihre Problemlagen jenseits der Erwerbslosigkeit an-
gegangen werden, wird durch die explizite Erwerbsorientie-
rung des Gesetzes zu häufi g vernachlässigt. Die Übersetzung 
der gesetzlichen Zielorientierung in ausschließlich quantitativ 
messbare Zielindikatoren („Vermittlungsquoten“) für das ope-
rative Geschäft der Grundsicherungsstellen führt zu unzurei-
chenden Betreuungsprozessen und Aktivierungsmaßnahmen. 

Die Arbeitsmarktreformen haben nicht verhindert, dass sich 
der Anteil der Langzeitarbeitslosen an den Erwerbslosen ver-
festigt hat. Sie werden von der Gesellschaft als relevante 
Zielgruppen der Arbeitsförderung allerdings zu wenig wahr-
genommen. 

Gesetzliche Aktivierungsstrategien und Instrumente der 
 aktiven Arbeitsmarktpolitik werden entweder nicht effektiv 
umgesetzt oder sind für den genannten Personenkreis un-
geeignet, weil sie die Brückenfunktion in den allgemeinen 
 Arbeitsmarkt nicht erfüllen können oder in prekäre Beschäfti-
gung und zur Zunahme von Aufstockenden führen. 

Ein Teil der Langzeiterwerbslosen ist faktisch nicht mehr auf 
den regulären Arbeitsmarkt vermittelbar. Seit Jahren werden 
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten alternativer, öf-
fentlich geförderter Beschäftigung für Personen mit geringen 
Vermittlungschancen entwickelt und diskutiert. Die Integra-
tion dieser Zielgruppe steht aber noch aus. 

Aus den Problembeschreibungen ergibt sich für die Diakonie 
insbesondere die Notwendigkeit, die öffentlich geförderte Be-
schäftigung auszubauen. Es geht darum, den Mangel an ge-
eigneten Arbeitsplätzen auszugleichen und dadurch Teilhabe 
an Arbeit sicherzustellen. „Öffentlich geförderte Beschäfti-
gung“ ist reguläre Arbeit, denn nach Auffassung der Diakonie 
gibt es nur einen Arbeitsmarkt. 
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Die Notwendigkeit für staatliche Arbeitsmarktpolitik erwächst 
aus einem allgemeinen Marktversagen. Es liegt nicht am Un-
vermögen der Betroffenen, wenn sie als Arbeitslose langfristig 
im Hilfesystem verbleiben, sondern daran, dass es an Arbeits-
plätzen und an Anpassungshilfen mangelt. Arbeits losigkeit ist 
ein strukturelles Problem, das sich in den Bio grafi en der Men-
schen manifestiert. Es mangelt an geeigneten Arbeitsplätzen 
für alle Erwerbspersonen. Daher müssen Staat und Gesell-
schaft für den erforderlichen Marktausgleich sorgen.5 

In den letzten vierzig Jahren wurde allerdings deutlich, dass 
die Politik nicht in der Lage ist, den immer wiederkehrenden 
krisenhaften Entwicklungen der Marktwirtschaft wirksam ent-
gegenzutreten. Gleichwohl bleibt eine erfolgreiche Wirtschafts- 
und Beschäftigungspolitik unverzichtbar. Auch arbeitsmarkt-
politische Instrumente sind nicht wirkungslos; beispielsweise 
begrenzt der Einsatz von Kurzarbeit den Anstieg der Arbeits-
losigkeit. 

4.1  Soziale Integration durch Arbeits-
marktpolitik sicherstellen

Arbeitsmarktpolitik hat auch einen sozialpolitischen Auftrag. 
Angesichts der zentralen Bedeutung von Erwerbsarbeit für 
gesellschaftlichen Status und gesellschaftliche Integration ist 
es aus sozialethischen wie sozialpolitischen Gründen nicht 
hinzunehmen, dass große Gruppen von Menschen mehr oder 
weniger dauerhaft aus dem Erwerbssystem ausgeschlossen 
werden.

Zwar ist menschliche Arbeit „nicht notwendigerweise Er-
werbsarbeit“ (Für eine Zukunft 1997: 62, Ziff. 152), und eine 
solche Verengung des Arbeitsbegriffs kann Menschen be-
nachteiligen, die Arbeit in der Familie, Erziehung und Pfl ege, 
aber auch als freiwillig Engagierte und in Selbst- und Nach-
barschaftshilfe leisten (Gerechte Teilhabe 2006: 48, Ziff. 71). 

5 Soweit ein hoher Beschäftigungsstand im Rahmen der Beschäf-
tigungspolitik (beispielsweise durch Wirtschafts-, Technologie- oder 
Arbeitszeitpolitik) verfolgt wird, ist es hier nicht Thema.

Die programmatische Ersetzung von Erwerbsarbeit durch 
„Tätigkeit“ nutzt aber jenen nichts, die eine Erwerbsarbeit 
suchen. Staat,  Gesellschaft, Politik und Wirtschaft dürfen 
nicht von ihrer Verantwortung und Verpfl ichtung für die Ge-
währung existenz sichernder Erwerbsarbeit entbunden werden. 

Gegenüber solchen Tendenzen gilt es, die Ziele aktiver Arbeits-
marktpolitik als Bestandteil von Beschäftigungs- und Sozialpo-
litik aufrecht zu erhalten und – zielgruppenorientiert – einzu-
lösen. In den vergangenen Jahrzehnten wurde in Deutschland 
ein vielfältiges Netz von Angeboten zur Beratung, Beschäfti-
gung und Qualifi zierung von arbeitsuchenden Personen aufge-
baut, das fester Bestandteil der öffentlichen Arbeitsmarktpolitik 
ist. Gleichwohl weisen politisch Verantwortliche immer wieder 
auf den Übergangscharakter dieser Angebote hin. 

Aus Sicht der Diakonie müssen Instrumente zur Verfügung 
stehen, die Arbeitslosigkeit vermeiden, abkürzen und über-
winden helfen. Je nach wirtschaftlicher Situation, regionalen 
Bedingungen und individuellen Erfordernissen muss es ein 
differenziertes Angebot von arbeitsmarktpolitischen Instru-
menten geben, um den von Erwerbsarbeit ausgegrenzten 
Menschen Wege zur Teilhabe an Arbeit zu ebnen.

Diese arbeitsmarktpolitischen Instrumente müssen zuverläs-
sig fi nanziert werden und dürfen nicht ständig zur Verfü-
gungsmasse kurzfristiger politischer und fi skalischer Kalküle 
werden. Maßnahmeträger, die diese Instrumente umsetzen 
sollen, brauchen stabile Rahmenbedingungen, die die Leis-
tungserbringung zielgerichtet ermöglicht und unterstützt.

Im Einzelnen sind die unter 4.2 bis 4.8 benannten Weiterent-
wicklungen in der Arbeitsmarktpolitik erforderlich. 

4.2  Unterstützung an individuellen und 
regionalen Bedarfen ausrichten

Bei der Charakterisierung von Erwerbslosen – insbesondere 
derer im Rechtskreis SGB II – und ihren Chancen auf 

4. Politischer Handlungsbedarf zur Förderung der 
Teilhabe an Erwerbsarbeit 

Politischer Handlungsbedarf zur Förderung der Teilhabe an Erwerbsarbeit Diakonie Texte 12.2010 17



18 Diakonie Texte 12.2010 Politischer Handlungsbedarf zur Förderung der Teilhabe an Erwerbsarbeit

existenz sichernde Erwerbsarbeit wird häufi g nicht differen-
ziert. Erwerbslose gelten, auch in kirchlichen Darstellungen, 
pauschal als „gering qualifi ziert“,„schlecht ausgebildet“, von 
„vermittlungshemmenden“ Merkmalen gekennzeichnet, befä-
higungs- und bildungsbedürftig. Nicht jede und jeder Er-
werbslose, auch nicht jede und jeder Langzeiterwerbslose ist 
damit auch nur annähernd richtig beschrieben.6 

Von Arbeitslosigkeit betroffene Menschen sind in ihren Res-
sourcen und Qualifi kationen überaus verschieden. Die einen 
brauchen nur Arbeit, andere brauchen umfassende Hilfestel-
lung. Zur Überwindung der Arbeitslosigkeit braucht jeder 
Mensch zuallererst individuelle Angebote und Unterstützung, 
die im Jobcenter ermittelt werden sollen. Der heterogenen 
Gruppe der Leistungsberechtigten steht seitens der Jobcenter 
jedoch eine zunehmende Formalisierung der Arbeitsvorgänge 
(zentrale Ausschreibungen, Vier-Phasen-Modell, Arbeitsmarkt-
monitor) und Standardisierung der Unterstützungsangebote 
gegenüber. 

Effektive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen müssen sich vor 
allem an den Bedarfen der Betroffenen orientieren:

 � In der Eingliederungsvereinbarung müssen die berufl ichen, 
arbeitsmarktlichen und sozialen Integrationsziele gleicher-
maßen und gleichberechtigt diskutiert werden.

 � Die berufsbiografi schen Voraussetzungen, die formellen 
und informellen Qualifi kationen müssen in die Maßnahme-
planung einbezogen werden.

 � Die Dauer und die konkreten (gesundheitlichen) Wirkungen 
der Arbeitslosigkeit müssen refl ektiert werden. Generell 
lässt sich formulieren: Bei kurzfristiger Erwerbslosigkeit 
liegt die Priorität auf qualifi zierender Förderung, bei Lang-
zeitarbeitslosigkeit tritt die öffentlich geförderte Beschäfti-
gung in den Vordergrund.

Die Angebote der öffentlichen Arbeitsmarktpolitik können 
dort besonders gut realisiert werden, wo die strukturellen 
 Bedingungen (Marktanforderungen), individueller Hilfebedarf 
(Betreuung, Qualifi zierung, Beratung) und eine bürgerfreund-
liche Verwaltungspraxis in den Konzepten und Maßnahmen 
eine ausgewogene Berücksichtigung fi nden.

6 Die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Arbeitsgelegenheiten 
in Mehraufwandsvariante in den Jahren 2006−2008 waren für die Tätigkeit 
in der Arbeitsgelegenheit ausreichend qualifi ziert, so das IAB. Mehr als 
die Hälfte der Maßnahmeteilnehmenden wurde sogar als fi t für den allge-
meinen Arbeitsmarkt eingeschätzt. Beeinträchtigungen wurden im Blick 
auf Kommunikations- und Teamfähigkeit festgestellt, die über Coaching 
verbessert werden könnten (vgl. Bela et al. 2010).

In der arbeitsmarktpolitischen Evaluationsforschung wird an 
Wirkungsindikatoren gearbeitet, die Integrationsfortschritte 
und die Entwicklung der Beschäftigungsfähigkeit messen 
sollen. Notwendig ist, dass auch die operative Zielsetzung 
von Bundesministerium für Arbeit und Bundesagentur für Ar-
beit hieran angepasst wird. Das hieße, von der zu kurz ge-
fassten Zielsetzung der schnellstmöglichen Integration in – 
auch prekäre – Erwerbsarbeit abzukommen und 
Arbeitsförderungsmaßnahmen als Bestandteil eines längeren 
Entwicklungs- und sozialen Integrationsprozesses zu sehen.

4.3  Qualität von Beratung und Betreuung 
Erwerbsuchender verbessern und 
sichern

Gegen das Hierarchiegefälle zwischen Arbeitsagentur oder 
Jobcenter und Leistungsberechtigten in der Beratungspraxis 
erhebt die Diakonie wiederholt die Forderung, die Qualität 
des Leistungs- und Förderungsrechtes zu verbessern. 

Bei Abschluss der Eingliederungsvereinbarung ist nicht im-
mer sichergestellt, dass er auf gleicher Augenhöhe zwischen 
behördlicher Ansprechperson und Arbeitsuchenden stattfi n-
det. Integration kann nur gelingen, wenn die Ansprüche der 
Leistungsberechtigten auf ihre individuelle Lebensplanung 
ebenso ernst genommen werden wie die der Allgemeinheit 
auf eine möglichst rasche Arbeitsmarktintegration.

Hierzu bedarf es qualitativer Veränderungen der Personal-
politik von Arbeitsagenturen und Jobcentern. Insbesondere 
verlangen diese Aufgaben langfristig ausgerichtete und um-
fassende Schulungen im berufs- und sozialpädagogischen, 
kompetenzorientierten Fallmanagement. 

Es ist nach wie vor dringlich, das Betreuungsverhältnis 
 zwischen behördlichen Ansprechpersonen und Leistungs-
beziehenden zu verbessern. Hierzu muss in den Jobcentern 
sicher gestellt werden, dass Fachkräfte in ausreichender An-
zahl dauerhaft beschäftigt sind.

Eine Arbeitsförderung, die das Zusammenspiel von struktu-
rellen Ursachen der Arbeitslosigkeit und individuellem Anpas-
sungsbedarf anerkennt, setzt auf Freiwilligkeit durch Wahl-
möglichkeiten, auf Anreize und auf transparentes Verwaltungs-
handeln. Die eingeforderten Anstrengungen und erwartete 
Verantwortungsübernahme der Bürgerinnen und Bürger 
 müssen in Relation zu den Anstrengungen und der Verant-
wortung der Grundsicherungsverwaltung stehen. Dafür sollte 
in erster Linie die Eingliederungsvereinbarung in einem Rah-
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men zustandekommen, der tatsächlich eine einvernehmliche 
Vereinbarung ermöglicht. Wenn diese Voraussetzung erfüllt 
ist, kann eine deutliche Einschränkung und Neudefi nition der 
Sanktionen erfolgen.7

4.4  Anerkennung von ausländischen 
Berufsabschlüssen erleichtern

Eingewanderte Personen sind unverhältnismäßig häufi g von 
Arbeitslosigkeit betroffen und tragen ein sehr viel höheres 
 Risiko, dauerhaft arbeitslos zu bleiben. Dies hat seinen Grund 
in ungenügenden berufl ichen Qualifi kationen oder auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt nicht anerkannten Qualifi kationen 
der Eingewanderten.

Die Diakonie begrüßt, dass das Bundeskabinett die vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung im Dezember 
2009 vorgelegten Eckpunkte für ein Gesetz zur Anerkennung 
ausländischer Bildungs- und Berufsabschlüsse beschlossen 
hat. Anliegen der Diakonie ist, dass über ein Bundesgesetz 
tatsächlich ein individueller Rechtsanspruch auf die Durch-
führung von Anerkennungsverfahren geschaffen wird. Der 
Rechtsanspruch sollte sowohl Bildungs- als auch berufl iche 
Abschlüsse einschließen, aber auch generell Gleichwertig-
keitsfeststellungen für die Anerkennung von Qualifi kationen. 
Es sollten keine Berufsgruppen beziehungsweise Berufs-
stände, etwa medizinische und Heilberufe, aus dem Gesetz 
ausgenommen werden. Die Zugänge zu den Verfahren dürfen 
für die Anerkennung Suchenden nicht durch (zu hohe) Ge-
bühren eingeschränkt werden. 

4.5  Schnittstellen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende zu anderen Hilfe-
systemen optimieren

Die Diakonie fordert dringend, dass die Sozialgesetzbücher 
aufeinander abgestimmt werden und die sie administrie-
renden Behörden im Interesse der Leistungsberechtigten 
besser zusammenarbeiten.

Erwerbsuchende zwischen Grundsicherung (SGB II) 
und Arbeitsförderung (SGB III)

Die Verlinkung des SGB II mit dem SGB III stellt hohe Anfor-
derungen an die Fachkraft im Jobcenter, zumal es sich bei 

7 Vgl. Zur Rechtsstellung einkommensarmer Menschen und den not-
wendigen Änderungen im SGB II, Diakonie Texte 07.2009.

den Eingliederungsmaßnahmen um Ermessensleistungen 
handelt. Unabhängig von der Rechtskreiszugehörigkeit muss 
der Zugang zum Maßnahmenkatalog des SGB III allen Er-
werbsuchenden – wie vom Gesetzgeber beabsichtigt – glei-
chermaßen ermöglicht werden. Ein Rechtsanspruch auf Ein-
gliederungsleistungen im SGB II würde die Rechtsposition 
der Arbeitslosengeld-II-Beziehenden gegenüber dem Job-
center stärken, gerade auch im Rahmen der Eingliederungs-
vereinbarung. 

Es müssen aber auch diejenigen Erwerbsuchenden besseren 
Zugang zur Arbeitsförderung erhalten, die keine Ansprüche 
auf Geldleistungen gegenüber der Arbeitsagentur oder dem 
Jobcenter haben. 

Jugendliche zwischen Grundsicherung (SGB II), 
Arbeitsförderung (SGB III) und Jugendhilfe (SGB VIII)8

Für die in § 13 SGB VIII beschriebenen Ziele muss die Jugend-
hilfe beziehungsweise Jugendsozialarbeit federführend sein. 
Jugendpolitische Ziele – wie sie das SGB VIII verfolgt – müs-
sen darüber hinaus auch stärker in den Sozialgesetz büchern II 
und IIIverankert werden (zum Beispiel der Vorrang von Aus-
bildung beziehungweise ausbildungsfördernder Quali fi zierung 
gegenüber einer Beschäftigung).

Es sind verbindliche Strukturen für die Kooperation aufzu-
bauen und gesetzliche Neuregelungen vorzunehmen: 

 � Jugendämter, Arbeitsagenturen und die Träger der Grund-
sicherung stimmen ihre Angebote und Maßnahmen für die 
berufl iche Integration junger Menschen besser aufeinander 
ab.

 � Handlungsspielräume der Arbeitsagenturen und Jobcenter 
für die lokale Zielbildung und Umsetzung der Arbeitsförder-
instrumente müssen erweitert werden. 

 � Die unterschiedlichen Programme der einzelnen Bundes-
ressorts (vor allem Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales, Bundesministerium für Bildung und Forschung, Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend) 
sowie die Programme von Bund und Ländern in der beruf-
lichen und sozialen Förderung von Jugendlichen sind auf-
einander abzustimmen. 

8 Für weitere Informationen: Förderung für Jugendliche optimieren – 
Schnittstellen zwischen den Rechtskreisen SGB II, III und VIII klären. 
Handlungsempfehlungen des Kooperationsverbundes Jugendsozialarbeit, 
Berlin 2009.



 � Eine gesetzliche Neuregelung soll unter anderem die Pro-
bleme durch das Vorrang-Nachrang-Verhältnis zwischen 
Leistungen der Jugendhilfe und den Leistungen zur Ein-
gliederung in das Arbeitsleben nach dem SGB II mindern 
und eine bessere Vernetzung der beiden Hilfesysteme 
ermöglichen. Insbesondere muss sichergestellt werden, 
dass auch für sanktionierte Jugendliche ein Zugang zur 
Jugendsozialarbeit besteht. 

Leistungsberechtigte zwischen Grundsicherung (SGB II) 
und Sozialhilfe (SGB XII)

Auch an dieser Schnittstelle sind verbindliche Formen der 
Kooperation zwischen Sozialhilfeträger und Grundsi-
cherungsbehörde zu fördern, die Maßnahmen der Beratung 
und Unterstützung (§ 11 SGB XII) beziehungsweise Hilfen zur 
Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 und 
68 SGB XII) mit Mitteln der Arbeitsförderung ergänzen.

4.6  Berufl iche Weiterbildung individuell 
fördern

Unmittelbar nach Erwerbsverlust muss im Einzelfall ermittelt 
und geprüft werden, welche informellen und formellen Quali-
fi kationen eine Person in ihrer Berufsbiographie erworben 
hat. Diese Voraussetzungen sind gezielt weiterzuentwickeln, 
um die Anschlussfähigkeit an den Arbeitsmarkt sicherzustel-
len und damit die Vermittlungschancen der Erwerbsuchen-
den zu erhöhen.

Die über zentrale Ausschreibungsverfahren vergebenen und 
eingerichteten Qualifi zierungsmaßnahmen können auf solch 
individuelle Bedarfe nur sehr bedingt reagieren. Bei der regio-
nalspezifi schen Planung von Maßnahmen und bei einem indi-
viduell ermittelten Unterstützungsbedarf muss die Bundes-
agentur für Arbeit Bereitschaft zeigen, andere Wege der 
Zusammenarbeit mit den Leistungsanbietern zu nutzen. So-
lange sie dabei Transparenz und Chancengleichheit gewähr-
leistet, ist auch die Vergabe im Wege der individuellen Leis-
tungsvereinbarungen als konzessionsähnliche Gestaltung 
europarechtskonform. Zugleich hat die Bundesagentur für 
 Arbeit größere Gestaltungsfreiheit, um auf regionale Besonder-
heiten einzugehen. 

Letztlich läuft die Auswahl der Vergabeverfahren auf die Al-
ternative zwischen zentralisierter Steuerung oder regionaler 
Gestaltungsfreiheit hinaus. Angesichts großer regionaler Un-
terschiede und heterogener Zielgruppen sollte im Sinne einer 

effektiven, aber auch effi zienten Arbeitsmarktpolitik die Flexi-
bilisierung der regionalen Ebene den Vorrang erhalten.

4.7  Öffentlich geförderte Beschäftigung 
ausbauen und verstetigen

Aus sozialpolitischen Erwägungen ist ein dauerhaft aus 
 öffentlichen Mitteln fi nanzierter sozialer Arbeitsmarkt erfor-
derlich. Vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
wird die Zahl der Langzeitarbeitslosen, die wegen mehrerer 
Vermittlungshemmnisse auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
kaum mehr eine Integrationschance haben, auf bis zu 550.000 
Menschen beziffert (Koch et al. 2009: 256). Diese besonders 
benachteiligten Personen müssen Chancen auf dauerhafte 
und möglichst existenzsichernde Arbeitsplätze erhalten. 

Beschäftigung schaffende Instrumente müssen (wieder) auf-
gewertet werden, da sie sowohl Einkommen als auch soziale 
Teilhabe vermitteln. Menschen, die auf dem allgemeinen 
 Arbeitsmarkt keinen Platz mehr fi nden, sollen Anspruch auf 
ein öffentlich gefördertes Beschäftigungsverhältnis haben.

Aus Sicht der Diakonie sollte sich öffentlich geförderte Be-
schäftigung an folgenden Kriterien orientieren:

Zielsetzung

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung soll dazu beitragen, 
Langzeitarbeitslosigkeit zu beenden, erworbene Qualifi ka-
tionen zu erhalten beziehungsweise erforderliche Qualifi -
kationen zu vermitteln.

 � Je nach individuellen und regionalen Bedarfen schafft 
öffentlich geförderte Beschäftigung Arbeitsplätze, bis 
Übergänge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wieder 
 möglich sind.

 � Oder sie dient der – auch längerfristigen – Arbeitsmarktin-
tegration von Personengruppen mit vermittlungserschwe-
renden Voraussetzungen, deren Teilhabe an Arbeit nur mit 
fi nanzieller und sozialpädagogischer Unterstützung mög-
lich ist.

Zielgruppen

 � Insbesondere individuell oder regional benachteiligten 
Arbeitsmarktgruppen müssen Chancen auf öffentlich 
geförderte Beschäftigungsverhältnisse eröffnet werden.
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 � Jugendliche unter 25 Jahren sollen in der Regel nicht zur 
geförderten Personengruppe zählen. Für sie steht immer 
der Abschluss einer Schul- oder Berufsausbildung im Vor-
dergrund.

Ausgestaltung

 � Öffentlich geförderte Beschäftigungsverhältnisse sind 
 existenzsichernd und sozialversicherungspfl ichtig auf 
Basis eines Arbeitsvertrages auszugestalten.

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung kann grundsätzlich auch 
als unbefristete Arbeitsverhältnisse angeboten werden.

 � Die Annahme der Beschäftigung muss freiwillig erfolgen, 
das Angebot darf keinen Zwangscharakter bekommen. 
Die mögliche Ablehnung eines Angebotes muss deswegen 
akzeptiert werden, weil die zwangsweise Zuweisung in 
eine Beschäftigung kontraproduktiv sein kann. 

 � Die Teilnahme an einer Arbeitsgelegenheit oder Beschäfti-
gungsmaßnahme darf nicht als Gegenleistung für Grund-
sicherungsleistungen verlangt werden. Der Anspruch, dass 
ein Recht auf existenzsichernde Sozialleistungen nur habe, 
wer seine Arbeitskraft im Rahmen von Beschäftigungs-
maßnahmen einsetzt, verkehrt das Arbeitsplatzdefi zit in 
eine Arbeitspfl icht der Betroffenen. Sie ist mit den Grund-
sätzen des deutschen Sozialrechts nicht vereinbar.

 � Die öffentlich geförderten Beschäftigungsverhältnisse sind 
bei Bedarf mit sozialpädagogischen Maßnahmen und Qua-
lifi zierungsanteilen zu begleiten.

Rahmenbedingungen

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung braucht höhere gesell-
schaftliche Anerkennung und Akzeptanz.

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung ist eng mit regionalen 
Strukturen zu verknüpfen. Es ist darauf zu achten, dass 
öffentlich geförderte Beschäftigung überall dort eingesetzt 
werden kann, wo sozialräumlich entsprechende Problem-
lagen vorhanden sind. Auch die Verknüpfung von Zielen 
und Mitteln der Arbeitsmarktpolitik mit solchen der 
Stadt(teil)entwicklung ist dringend erforderlich. 

 � Es soll möglich sein, die notwendige Anzahl von öffentlich 
geförderten Arbeitsplätzen am regionalen Bedarf zu orientieren. 

 � Arbeitsmarktpolitik bedarf verantwortlicher, leistungsfähi-
ger und in der Region verankerter Trägerstrukturen, was 
Kontinuität und Verlässlichkeit bei den rechtlichen Grund-
lagen und der Finanzierung voraussetzt. 

 � Öffentlich geförderte Beschäftigung ist eine steuerbegüns-
tigte wirtschaftliche Tätigkeit.

 � Die Möglichkeit, für die Beschäftigung Langzeiterwerbs-
loser Nachteilsausgleiche in Form von Lohnkostenzu-
schüssen zu erhalten, muss allen Unternehmen eröffnet 
werden. Festgelegte Lohnkostenzuschüsse verhindern 
eine verdeckte Lohnsubvention durch ergänzende Sozial-
leistungen. 

Finanzierung

 � Die Diakonie schlägt zur Finanzierung öffentlich geförder-
ter Beschäftigung den Passiv-Aktiv-Transfer vor (Diakonie 
Texte 07.2006). Sein Grundgedanke liegt darin, soziale 
Transferleistungen in solche der Arbeitsförderung umzu-
widmen. Hierzu werden passive Mittel der Arbeitsmarkt-
politik (Arbeitslosengeld II, Kosten der Unterkunft) 
begrenzt deckungsfähig zu den aktiven Eingliederungsmit-
teln gestellt. Mit dem Passiv-Aktiv-Transfer kann der Ein-
gliederungsetat der Grundsicherung ergänzt werden, um 
die Kosten für öffentlich geförderte Beschäftigung aufzu-
bringen (vergleiche Tabellen im Anhang). Dabei darf die 
teilweise Deckungs fähigkeit nur einseitig von den passiven 
Transferleistungen zu den aktiven Eingliederungsmitteln 
ermöglicht werden.

 � Auch mit der Umsetzung des Passiv-Aktiv-Transfers ist 
keine kostendeckende Finanzierung öffentlich geförderter 
Beschäftigung zu erzielen, wenn Kosten für Qualifi zierung, 
sozialpädagogische Begleitung oder die Infrastruktur des 
Trägers anfallen. Zusatz- und Mischfi nanzierungen aus 
Mitteln der Arbeitsförderung und Bundesprogrammen 
(zum Beispiel Soziale Stadt) müssen möglich sein.

Instrumente

Die Beschäftigungsinstrumente des SGB II müssen auf die 
Situation, den Förderbedarf und die Integrationschancen der 
Betroffenen abgestimmt werden. Wenn Erwerbslose nicht auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt werden können, soll 
ihnen je nach ihren individuellen Voraussetzungen eine öf-
fentlich geförderte Beschäftigung angeboten werden. Hierfür 
müssen nicht notwendigerweise neue arbeitsmarktpolitische 
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Instrumente geschaffen werden. Die Beschäftigung schaffen-
den Instrumente in SGB III und SGB II sollten in eine fachlich 
optimierte Systematik gebracht werden. Dem Grundsatz der 
individuellen Bedarfsplanung folgend, ist aus dem Katalog 
der Instrumente das passende auszusuchen:

 � Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im SGB III dienen der 
unmittelbaren Arbeitsmarktintegration, gegebenenfalls 
kombiniert mit einem weiteren Instrument aus dem Bereich 
Beratung/Qualifi zierung/Unterstützung. Auch Leistungsbe-
rechtigte im SGB II müssen Zugang zu ABM haben. 

 � Die Arbeitsgelegenheit in Entgeltvariante im SGB II ist das 
Instrument bei stabiler Beschäftigungsfähigkeit, aber nicht 
vorhandener Aussicht auf Arbeitsmarktintegration. Sie 
sollte an den allgemeinen Arbeitsmarkt angebunden sein 
und mit anderen Integrationsmaßnahmen kombiniert wer-
den können.

 � Der Beschäftigungszuschuss im SGB II ist ein Angebot zur 
Verstetigung beziehungsweise Entfristung. Er wird, soweit 
im Einzelfall benötigt, von sozialpädagogischer Unterstüt-
zung begleitet. Es wird periodisch überprüft, ob eine Ver-
mittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt möglich ist 
oder ob zusätzliche Integrationsmaßnahmen erforderlich 
sind. Sofern eine Arbeitsmarktintegration absehbar ist, 
können Instrumente zur Qualifi zierung angeschlossen wer-
den. Das Instrument der dauerhaft geförderten Beschäfti-
gung muss auch der Privatwirtschaft und allen Arbeitge-
bern zur Verfügung stehen, um Wettbewerbs- und Markt-
verzerrungen zu vermeiden.

 � Die Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante im SGB II 
ist das ultima-ratio-Instrument mit dem Fokus auf soziale 
Integration, wenn Instrumente der Arbeitsmarktintegration 
(noch) nicht gegriffen haben oder absehbar nicht greifen, 
wenn also die Beschäftigungsfähigkeit schrittweise wieder 
hergestellt werden muss. Entsprechend sind Arbeitsgele-
genheiten in Mehraufwandsvariante wegzuführen von 
ihrem Masseneinsatz und stärker auf die eigentliche Ziel-
gruppe und Zielsetzung zu konzentrieren.

4.8  Soziale Inklusion erfordert adäquate 
Rahmenbedingungen für die 
Leistungserbringung 

Beschäftigungsträger erbringen soziale Integrationsleistun-
gen, die als solche anerkannt und gefördert werden müssen. 
Laufende Ausgaben und Investitionen zum Ausbau und Erhalt 

der beschäftigungsfördernden Strukturen müssen fi nanziert 
werden. Die Anbieter öffentlich geförderter Beschäftigung 
und Qualifi zierung brauchen einen geregelten Rechts- und 
 Finanzierungsrahmen. Als Vorbild können die Bedingungen 
für Integrationsprojekte nach SGB IX dienen9. 

Wesentliche Faktoren für stabilere Rahmenbedingungen sind 
die Erweiterung der Tätigkeitsfelder öffentlich geförderter Be-
schäftigung und eine veränderte Vergabepraxis der Bundes-
agentur für Arbeit.

4.8.1  Marktnähe zulassen – „Zusätzlichkeit“ aufgeben

Ein Grundwiderspruch prägt die Instrumente öffentlich geför-
derter Beschäftigung: Den Zielsetzungen gesellschaftlicher 
Integration durch Teilhabe am Erwerbsleben steht die gefor-
derte Abgrenzung von Markt und Wettbewerb entgegen. 
 Andererseits wird fi skalisch argumentiert, dass die Kosten 
 öffentlich geförderter Beschäftigung deren Nutzen nicht 
rechtfertigten. Vor diesem Hintergrund behindert die gefor-
derte „Zusätzlichkeit“ der Tätigkeiten in öffentlich geförderter 
Beschäftigung die Erfüllung arbeitsmarktpolitischer Erforder-
nisse und wird den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
nicht gerecht. Infolgedessen ist die Begrenzung der Tätig-
keitsbereiche auf sogenannte zusätzliche Aufgaben im öffent-
lichen Interesse aufzugeben. Tatsächlich geht es – im Rahmen 
regionaler Konsensverfahren – um die Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze.

Obwohl die arbeitsmarktpolitische Evaluation wie auch die 
Erfahrungen der diakonischen Beschäftigungsträger belegen, 
dass Übergänge in reguläre Beschäftigung am ehesten glü-
cken, je betriebs- und marktnäher Beschäftigungsmaß-
nahmen gestaltet sind, rückt die Politik bislang nicht von den 
Forderungen ab, dass mit arbeitsmarktpolitischen Mitteln ge-
förderte Beschäftigung nicht in Konkurrenz zu „normaler“ Ar-
beit treten dürfe – die allerdings häufi g aus steuerlichen Quel-
len (quer-)subventioniert wird. 

Statt Einfl üsse öffentlich geförderter Beschäftigung auf den 
Arbeitsmarkt als Mitnahme- und Verdrängungseffekte zu ver-
leugnen, ist es sinnvoller, Beschäftigung schaffende Instru-
mente vermehrt für den wirtschaftlichen Einsatz freizugeben. 
Dass öffentlich geförderte Beschäftigung den Arbeitsmarkt 

9 Vgl. hierzu das Konzept „Fairholder Value“ des Fachverbandes für 
Arbeit, berufl iche und soziale Integration im Diakonischen Werk der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 2008, zu fi nden unter: http://www.
fachverband-abi.de/index.php?verzeichnis=fv&dateiname=download&do
wnload_auswahl=download/Arbeitsmarktpolitik%20und%20Foerderpro-
gramme/FairholderValue.
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beeinfl usst, sollte als Chance begriffen werden statt die Ge-
fahr der Arbeitsplatzverdrängung zu beschwören, die für die 
Arbeitsuchenden ohnehin Realität ist. 

Darüber hinaus lässt sich öffentlich geförderte Beschäftigung 
kostengünstiger realisieren, wenn durch wirtschaftliche Ein-
nahmen ein Teil der Maßnahmekosten refi nanziert werden 
kann. Viele Einrichtungen erstellen im Rahmen öffentlich ge-
förderter Beschäftigung gesellschaftlich notwendige Dienst-
leistungen, die ohne öffentliche Mitfi nanzierung nicht bereit -
gestellt werden könnten. Ihre Aktivitäten erhöhen die Kaufkraft 
vor Ort. Die akquirierten Zuschüsse und die erzielten Erträge 
fl ießen in zusätzliche Einkommen und Aufträge an andere 
 Firmen im regionalen Markt.

Insofern sollten die regionalen Arbeitsmarkt- und Wirtschafts-
akteure Aufgabenbereiche vor Ort festlegen, in denen öffent-
lich geförderte Beschäftigungsangebote gemacht werden 
dürfen. Die Marktnähe darf dabei nicht grundsätzlich ausge-
schlossen sein.

Aus Sicht der Diakonie ist es sinnvoll, die Instrumente der öf-
fentlich geförderten Beschäftigung von ihren wirtschaftlichen 
Begrenzungen zu befreien und prinzipiell jedem gemeinnüt-
zigen oder privat-gewerblichen Arbeitgeber zugänglich zu 
machen. Hierdurch können Marktverzerrungen vermieden so-
wie (Arbeits-)Marktanreize gesetzt werden. 

Dies gilt allerdings nicht bei der Durchführung sozialrecht-
licher Arbeitsgelegenheiten in Mehraufwandsvariante. Hier 
muss die Zusätzlichkeit der Tätigkeiten zwingend sein. Da-
durch soll verhindert werden, dass die mit dem SGB II in 
großem Umfang geschaffenen Arbeitsgelegenheiten in Mehr-
aufwandsvariante im Sozialsektor und in der kommunalen 
Daseinsvorsorge entstandene Arbeitsplatzlücken – auch aus 
Finanzierungsmängeln – mit nicht-sozialversicherter Beschäf-
tigung füllen.

4.8.2  Zentrale Ausschreibungspraxis korrigieren

Sofern Vergaberecht und zentrale Ausschreibungen das 
 Instrument der Wahl bleiben, müssen qualitative und soziale 
Kriterien im Ausschreibungsverfahren gestärkt werden, damit 
der Druck von Seiten des öffentlich-rechtlichen Nachfragers 
zur ständigen Absenkung von Personalkosten abgebaut wird. 
Stattdessen müssen Ausschreibungen und Angeboten reale 
Personalkostenkalkulationen zugrunde gelegt werden. Dabei 
müssten die vom Europäischen Gerichtshof im sogenannten 
Rüffert-Urteil10 festgelegten Vorgaben für eine europarechtlich 
unbedenkliche Tarifbindung Beachtung fi nden. Gegebenen-
falls müsste durch gesetzliche Mindestlöhne und allgemein-
verbindliche Tarifverträge eine angemessene Absicherung 
 fairer und refi nanzierbarer Löhne geschaffen werden.

Mehrstufi ge Vergabeverfahren im wettbewerblichen Dialog 
ermöglichen eine Vorabverständigung zwischen Auftragge-
bern und Leistungsanbietern über die am besten geeigneten 
Lösungen für die differenzierten Zielgruppen arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen.

Im Rahmen des Zuwendungsrechtes und von Leistungs- und 
Qualitätsvereinbarungen lässt sich eine für die Interessen der 
Kostenträger ausreichende Transparenz her- und sicherstellen, 
sodass die Ziele der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit gewahrt 
werden. Vor Ort sollten arbeitsmarkt- und sozialpolitische Runde 
Tische unter Beteiligung von Politik, Kosten trägern und Verbän-
den die Maßnahmen politisch begleiten, um die Umsetzung der 
arbeitsmarktpolitischen Ziele sicherzustellen.

10 Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 3. April 2008, C-346/06: 
der Europäische Gerichtshof hat die Tarifbindungsklausel des Nieder-
sächsischen Vergabegesetzes beanstandet, weil diese die Vorgaben der 
Arbeitnehmernehmer-Entsenderichtlinie nicht beachtet und damit die 
Dienstleistungsfreiheit des Artikel 49 EG-Vertrag (den heutigen Art. 56-62 
AEUV) verletzt hätten. 
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Berechnungsbeispiele im Vergleich: Arbeitslosen-
geld II, Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante, 
Passiv-Aktiv-Transfer Mindestlohn, Passiv-Aktiv-
Transfer existenzsichernd (Berechnungsjahr 2010)

In den folgenden Übersichten werden die Kosten für passive 
Sozialtransfers denen für die Förderung von Arbeitsgelegen-
heiten in Mehraufwandsvariante und von öffentlich geförderter 
Beschäftigung bei Umsetzung des Passiv-Aktiv-Transfers ge-
genübergestellt. Es werden die Finanzierungsmöglichkeiten 
öffentlich geförderter Beschäftigung aufgezeigt, die der Pas-
siv-Aktiv-Transfer ermöglicht. Die Berechnungen erfolgen am 
Beispiel einer alleinstehenden Person ohne Kinder. Die öffent-
lichen Ausgaben werden nicht nach Kostenträgern/-ebenen 
(Bund, Kommune, Sozialversicherung) getrennt, sondern als 
Ausgaben bzw. Rückfl üsse der öffentlichen Hand zusammen-
gefasst. Bei den Ausgaben für öffentlich geförderte Beschäfti-
gung sollten die Nettokosten betrachtet werden, denn die 
 Beiträge zur Sozialversicherung fl ießen in öffentliche Kassen. 
Grundsätzlich ist auch von Kosten für Verwaltung und Durch-

führung öffentlich geförderter Beschäftigung auszugehen, un-
ter anderem für die Vermittlung, Anleitung oder Begleitung in 
öffentlich geförderter Beschäftigung. Hinsichtlich der Höhe 
von Verwaltungs- und Maßnahmeausgaben können derzeit 
nicht bezifferbare Spielräume bestehen. Beispielsweise könn-
ten im Laufe der Zeit zurückgehende Betreuungsnotwendig-
keiten Kostensenkungen ermöglichen. Die öffentlichen Kosten 
sinken auch in dem Maße, in dem im Rahmen öffentlich geför-
derter Beschäftigung Erlöse erwirtschaftet können. Den Kosten 
für öffentlich geförderte Beschäftigung muss gegenübergestellt 
werden, dass sie Beschäftigten geschlossenere Erwerbs- und 
Rentenversicherungsbiographien ermöglichen. Aspekte der 
Gesundheitsprävention durch eine Beschäftigung können 
nicht quantifi ziert, sollten aber berücksichtigt werden.
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Beziehende von Arbeitslosengeld II (alleinstehende Person ohne Kinder)

Durchschnittliche Kosten/kein sonstiges Einkommen

Folgende Annahmen liegen zugrunde:

 � Als Einkommen werden der Regelsatz und die durchschnittlichen Kosten der Unterkunft für eine alleinstehende Person 
gerechnet. 

 � Die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge basiert auf Arentz/Eekhoff 2010. 

 � Die durchschnittlichen Verwaltungskosten sind Schätzwerte.

 � Die öffentlichen Ausgaben werden nicht nach Kostenträgern/-ebenen (Bund, Kommune, Sozialversicherung) getrennt, son-
dern als Ausgaben bzw. Rückfl üsse der öffentlichen Hand zusammengefasst.

Anmerkung Einkommen Kosten für die öffentliche Hand

monatlich monatlich jährlich

Arbeitslosengeld II Jobcenter (Bund) 359,00 Euro 359,00 Euro 4.308,00 Euro

Kosten der Unterkunft (durchschnittliche Kosten) Kommune 350,00 Euro 350,00 Euro 4.200,00 Euro

Beiträge zur Sozialversicherung (*) (240 Euro 
Kranken- und Pfl egeversicherung, 40 Euro Ren-
tenversicherung)

Beiträge fl ießen zu-
rück in den öffentli-
chen Haushalt

280,00 Euro 3.360,00 Euro

Verwaltungskosten Jobcenter (Bund) 180,00 Euro 2.160,00 Euro

Gesamtaufwand brutto/öffentliche Hand 1.169,00 Euro 14.028,00 Euro

Gesamtaufwand netto/öffentliche Hand 889,00 Euro 10.668,00 Euro

Einkommen 709,00 Euro

(*)  Die Bundesregierung plant, ab Januar 2011 für die Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II keine Rentenversicherungsbeiträge mehr 
abzuführen, entsprechend verringern sich die Kosten dann um 40 Euro.



Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsentschädigung 
(alleinstehende Person ohne Kinder)

Beispiel: 100 Stunden/Monat, 1,50 Euro/Stunde

Folgende Annahmen liegen zugrunde:

 � Als Einkommen werden der Regelsatz und die durchschnittlichen Kosten der Unterkunft für eine alleinstehende Person 
gerechnet. 

 � Zum Einkommen kommt eine Mehraufwandsentschädigung von 150 Euro hinzu.

 � Die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge basiert auf Arentz/Eekhoff 2010. 

 � Die durchschnittlichen Verwaltungskosten sind Schätzwerte und fallen für Vermittlung/Betreuung auch für eine öffentlich 
geförderte Beschäftigung an.

 � Die Maßnahmekosten entsprechen den durchschnittlichen Kosten für eine Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante 
nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit.

 � Die öffentlichen Ausgaben werden nicht nach Kostenträgern/-ebenen (Bund, Kommune, Sozialversicherung) getrennt, 
 sondern als Ausgaben bzw. Rückfl üsse der öffentlichen Hand zusammengefasst.

(*)  Die Bundesregierung plant, ab Januar 2011 für die Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II keine Rentenversicherungsbeiträge mehr 
abzuführen, entsprechend verringern sich die Kosten dann um 40 Euro.

Anmerkung Einkommen Kosten für die öffentliche Hand
monatlich monatlich jährlich

Arbeitslosengeld II Jobcenter (Bund) 359,00 Euro 359,00 Euro 4.308,00 Euro
Kosten der Unterkunft Kommune 350,00 Euro 350,00 Euro 4.200,00 Euro
Mehraufwandsentschädigung 100 Stunden à 1,50Euro 150,00 Euro 150,00 Euro 1.800,00 Euro
Beiträge zur Sozialversicherung (*) 
(s.o. 240 Euro+40 Euro)

fl ießen zurück in den öffentlichen 
Haushalt

280,00 Euro 3.360,00 Euro

Verwaltungskosten Jobcenter (Bund) 180,00 Euro 2.160,00 Euro
Maßnahmekosten an den Träger 250,00 Euro 3.000,00 Euro

Gesamtaufwand brutto/öffentliche Hand 1.569,00 Euro 18.828,00 Euro
Gesamtaufwand netto/öffentliche Hand 1.289,00 Euro 15.468,00 Euro
Einkommen 859,00 Euro
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Öffentlich geförderte Beschäftigung mit Passiv-Aktiv-Transfer, Lohnhöhe 7,50 Euro/
Stunde (alleinstehende Person ohne Kinder)

Beispiel: Vollzeit, 153,33 (*) Stunden/Monat, 7,50 Euro/Stunde

Folgende Annahmen liegen zugrunde:

 � Der Lohn brutto ergibt sich bei 7,50 Euro Stundenlohn und durchschnittlichen 153,3 Arbeitsstunden/Monat (Abzug von 
Urlaub etc.)

 � Lohn- und Kirchensteuer sind den entsprechenden Tabellen entnommen. Die Sozialversicherungsbeiträge basieren auf 
Durchschnittswerten. 

 � Der Beschäftigungszuschuss an den Arbeitgeber erfolgt in Höhe des Lohnes brutto.

 � Die durchschnittlichen Verwaltungskosten sind Schätzwerte und fallen für Vermittlung/Betreuung auch für eine öffentlich 
geförderte Beschäftigung an.

 � Die Maßnahmekosten entsprechen den durchschnittlichen Kosten für eine Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante 
nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit.

 � Die öffentlichen Ausgaben werden nicht nach Kostenträgern/-ebenen (Bund, Kommune, Sozialversicherung) getrennt, 
 sondern als Ausgaben bzw. Rückfl üsse der öffentlichen Hand zusammengefasst.

Anmerkung Einkünfte/Abgaben Kosten für die öffentliche Hand
monatlich monatlich jährlich

Lohn/Gehalt brutto 1.149,75 Euro
Lohnsteuer 35,83 Euro
Kirchensteuer 3,50 Euro
Krankenversicherung (14,9%) 86,23 Euro
Rentenversicherung (19,9%) 114,40 Euro
Pfl egeversicherung (2,2%) 12,65 Euro
Arbeitslosenversicherung (2,8%) 16,10 Euro

Summe Steuern 39,33 Euro
Summe Sozialversicherungsbeiträge 229,38 Euro

Beschäftigungszuschuss an Arbeitgeber 1.149,75 Euro 13.797,00 Euro

Verwaltungskosten 180,00 Euro 2.160,00 Euro
Maßnahmekosten 250,00 Euro 3.000,00 Euro
Arbeitgeberanteil Sozialversicherung 229,38 Euro 2.752,50 Euro

Gesamtaufwand brutto/öffentliche Hand 1.809,13 Euro 21.709,50 Euro
Gesamtaufwand netto/öffentliche Hand 1.579,75 Euro 18.957,00 Euro
Gehalt netto 881,04 Euro
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Öffentlich geförderte Beschäftigung mit Passiv-Aktiv-Transfer, unabhängig von 
SGB-II-Leistungen(**) (alleinstehende Person ohne Kinder)

Beispiel: Vollzeit, 153,33 Stunden/Monat, 8,50 Euro/Stunde

Folgende Annahmen liegen zugrunde:

 � Der Lohn brutto ergibt sich bei 8,50 Euro Stundenlohn und durchschnittlichen 153,3 Arbeitsstunden/Monat (Abzug von 
Urlaub etc.)

 � Lohn- und Kirchensteuer sind den entsprechenden Tabellen entnommen. Die Sozialversicherungsbeiträge basieren auf 
Durchschnittswerten. 

 � Der Beschäftigungszuschuss an den Arbeitgeber erfolgt in Höhe des Lohnes brutto.

 � Die durchschnittlichen Verwaltungskosten sind Schätzwerte und fallen für Vermitt-lung/Betreuung auch für eine öffentlich 
geförderte Beschäftigung an.

 � Die Maßnahmekosten entsprechen den durchschnittlichen Kosten für eine Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante 
nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit.

 � Die öffentlichen Ausgaben werden nicht nach Kostenträgern/-ebenen (Bund, Kommune, Sozialversicherung) getrennt, 
 sondern als Ausgaben bzw. Rückfl üsse der öffentlichen Hand zusammengefasst.

Einkünfte/Abgaben Kosten für die öffentliche Hand
monatlich jährlich monatlich jährlich

Lohn/Gehalt brutto 1.303,31 Euro 15.639,66 Euro
Lohnsteuer 62,04 Euro 744,48 Euro
Kirchensteuer 6,20 Euro 74,40 Euro
Krankenversicherung (14,9%) 102,96 Euro 1.235,53 Euro
Rentenversicherung (19,9%) 129,68 Euro 1.556,15 Euro
Pfl egeversicherung (2,2%) 2,87 Euro 34,41 Euro
Arbeitslosenversicherung (2,8%) 36,49 Euro 437,91 Euro

Summe Steuern 68,24 Euro 818,88 Euro
Summe Sozialversicherungsbeiträge 272,00 Euro 3.264,00 Euro

Beschäftigungszuschuss an Arbeitgeber 1.303,31 Euro 15.639,66 Euro
Verwaltungskosten 180,00 Euro 2.160,00 Euro
Maßnahmekosten 250,00 Euro 3.000,00 Euro
Arbeitgeberanteil Sozialversicherung 272,00 Euro 3.264,00 Euro

Gesamtaufwand brutto/Jobcenter 2.005,30 Euro 24.063,66 Euro
Gesamtaufwand netto öffentliche Hand 1.733,31 Euro 20.799,66 Euro
Gehalt netto 963,07 Euro 11.556,78 Euro

(**)  Als existenzsichernde Beschäftigung wird die Unabhängigkeit von SGB-II-Leistungen defi niert; die Grenze hierfür liegt für eine alleinstehende Per-
son derzeit bei ca. 940 Euro Einkommen.
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Übersicht der Einkünfte bei Grundsicherungsbezug, Arbeitsgelegenheit in 
 Mehraufwandsvariante und öffentlich geförderter Beschäftigung

Netto-Einkommen Kosten für die öffentliche Hand (netto)
monatlich monatlich jährlich

Arbeitslosengeld II und Kosten der Unterkunft 709,00 Euro 889,00 Euro 10.668,00 Euro
Arbeitsgelegenheit Arbeitsgelegenheit in Mehraufwandsvariante 
(100h/Monat)

859,00 Euro 1.289,00 Euro 15.468,00 Euro

Öffentlich geförderte Beschäftigung mit PAT 
(7,50 Euro/Stunde, Vollzeit)

881,04 Euro 1.579,75 Euro 18.957,00 Euro

Öffentlich geförderte Beschäftigung mit PAT 
(8,50 Euro/Stunde, Vollzeit)

963,07 Euro 1.733,31 Euro 20.799,66 Euro
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